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Die pragmatilche Sanktion 


mit beionderer Rücklicht auf die Länder der Stephanskrone. 
neues zur Enfitenung und Interpretation 1103—1744. 


Ben . 
(Fortſetzung.) 
III. 
Die Länder der Sfephanskrone. 
1. Fiume.“ 


Wie den bisher beſprochenen Landtagen der Monarchie 
wurden die hausgeſetzlichen Verfügungen von 1621 bis 1719 auch 
der Stadt Fiume mitgeteilt, die damals von Inneröſterreich ver— 
waltet wurde. Die Stadt beſtätigte die Kenntnisnahme ſowie die 
Annahme und Anerkennung?) in einer lateiniſchen Urkunde vom 
9. Oktober 17203), die 31 Unterſchriften und 4 Siegel trägt, und 
dankte dafür, daß der Kaiſer geruht habe, auch dieſe Stadt als 
unveräußerliches Glied dem unteilbaren Reichskörper „einzuver— 
leiben“. Wie zum Zeichen der Kenntnisnahme werden der In— 
halt der Hausgeſetze, beſonders derjenigen Ferdinands II., und die 
Abſichten der Hausgeſetze wiederholt: Verteidigung der katholi— 
jhen Kirche und des katholiſchen Glaubens, Verbreitung des 


1) Vgl. Die Wahrung der Rechte der ungariſchen Krone auf das „öſter— 
reichiſche Littorale“ im Geſetzartikel 30, 1764. 
) Agnoseimus et accipimus. 
) Weniges über Abdruck und Inhalt bei Bidermann, Geſamtſtaatsidee 
II, S. 266, Anm. 91. Die Angabe über bloß drei Unterſchriften iſt, wie das 
Original im Wiener Staatsarchiv zeigt, irrig. 
Oſterr.⸗Ungar. Revue. Heft 2. 7 
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Chriſtentums, Vernichtung des Erbfeindes der Chriſtenheit, Sicher— 
heit der Erbſtaaten, Wohlfahrt der Untertanen und Deutſchlands, 
ſogar Mehrung des römiſchen Reiches. Dieſe zweimalige Er— 
wähnung des römiſchen Reiches deutſcher Nation iſt eigene Zutat, 
die für Fiume ſeltſam genug klingt. Von einer Garantie für 
Privilegien iſt nichts enthalten. Als Beweis der Kenntnisnahme 
ſollte wohl auch die Wiederholung der Sukzeſſionsnormen dienen. 
Wenn nicht ausdrücklich ſtünde, daß ſie ſamt und ſonders ange— 
nommen ſeien“), jo könnten vielleicht Zweifel darüber entſtehen, ob 
auch vorleopoldiniſche Linien von Erzherzoginnen zur Nachfolge 
berufen oder ob ſie ausgeſchloſſen ſeien. Das Hausgeſetz von 1713 
berief ſie bekanntlich an vierter Stelle als „alle übrige Linien.“ 
Dieſe Stelle iſt aber in der Inhaltsangabe der Fiumaner Urkunde 
fo wiedergegeben: „Denique in casu. . .. deficientiae vel extincti- 
onis omnium linearum masculinarum, quoad successionem foe- 
minarum, in quibus praecipuo”) iure seu praerogativi iuris 
beneficio antelatae et primo loco vocatae sunt nunc Im- 
perantis Augustissimi, deinde Josephi ac demum Leopoldi, glorio- 
sissimorum olim Imperatorum, Serenissimae filiae, ordine 
quoque successivo, cum liberis suis heredibus ac posteris utrius- 
que sexus, linealiter et gradatim in perpetuum et in infinitum 
potioribus semper masculis, iisque extantibus exclusis foeminis, 
iuxta primogenialis et majoralis successionis leges, ita ut unus 
semper et ubique haeres existat omnium regnorum ....“ Nach 
der grammatiſchen Interpretation könnte man vielleicht zweifeln, ob 
ſich das „antelatae et primo loco vocatae“ zuſammen nur auf 
„nune Imperantis“ (filiae) oder auch auf „deinde Josephi ac 
demum Leopoldi“ (filiae) bezieht. Stünde: „vocatae sunt primo 
loco nunc Imperantis....deinde....ac demum ... .“, jo würde ſich 
das „primo loco“ nur auf „nunc Imperantis“ beziehen, wäre dann 
dem „deinde“ und „demum“ koordiniert und dem Sinne nach wäre 
der Vorzug nur der Töchter Karls VI. gegenüber den Töchtern 
der beiden anderen hervorgehoben. Nach der tatſächlichen Faſſung 


) Cunctis dispositionibus, ordinationibus et conventionibus divorum 
Imperatorum ac principum nostrorum primogenituram et majoratum Serenis- 
simae Domûs Austriacae concernentibus ac presertim summe dicti Imperantis 
Augustissimi declarationi seu interpretationi.... 1713 promulgatae ... . obser- 
vantiam in omnes aetates iurato promittimus. 

5) Wiener Original: praecipui; das Fiumaner im Abdruck: praecipuo. 
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liegt es aber auch vom grammatiſchen Geſichtspunkte näher, anzu— 
nehmen, daß „primo loco“ nicht zu „nunc Imperantis“ allein gehört, 
ſondern daß der ganze Ausdruck „antelatae et primo loco 
vocatae“ das Vorzugsrecht aller drei Linien gegenüber allen 
übrigen Linien betonen will, womit das Hausgeſetz von 1713, das 
ausdrücklich von „allen übrigen Linien“ ſpricht, inhaltlich richtig 
wiedergegeben iſt. Dieſe grammatiſche Interpretation findet noch eine 
Stütze an folgender Erwägung: Die Fiumaner haben alles in den 
Hausgeſetzen mit ſoldatiſchem Gehorſam und in überſchwenglichen 
Worten beſchworen. Kann ihnen eine Einſchränkung des Inhaltes der 
Hausgeſetze gerade hierin zugetraut werden? Darum iſt es ſehr wahr— 
ſcheinlich, daß mit „antelatae et primo loco“ nur das Vorzugsrecht 
der drei Linien Karls VI., Joſephs I. und Leopolds I. vor „allen 
übrigen“ betont iſt. 


2. Siebenbürgen.“) 

Noch im erſten Schutzvertrag des Fürſten Michael Apaffi J. 
und der Stände Siebenbürgens mit dem Kaiſer vom 28. Juni 
1686 hatte Leopold J. Apaffi's Regierungsrechte und das Recht 
des Landes, den Fürſten zu wählen, auch für die Zukunft 
ausdrücklich anerkannt. Er hatte ſogar verſprochen, er „werde“ 
die ſchon erfolgte Wahl des gleichnamigen Knaben Apaffi's 
„genehm halten und ratifizieren.“) Gemäß dem zweiten Schutz— 
vertrag vom 27. Oktober 1687 ſollte zwar „die Autorität wie 
des älteren ſo des jüngeren Apaffi nach Maßgabe der Landes— 
geſetze“ unangetaſtet bleibens) und Apaffi ſollte auch den Land— 


°) Eine auf den Texten beruhende Prüfung der thronfolgerechtlichen Stellung 
Siebenbürgens von 1688 bis 1744, wie ſie hier geboten wird, exiſtiert meines 
Wiſſens noch nicht. Die Landtagserklärungen von 1722 und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Akte ſind, wohl hauptſächlich wegen der Schwierigkeit des Textes, falſch 
verſtanden worden. 

?) Art. 8. Legitimus Transilvaniae princeps Dominus Michael Apafi, 
nullatenus turbabitur, nee minus eiusdem domini filii Michaelis similiter Apafi 
electionem factam gratam ratamque habebit Majestas; post eorum vero 
sera, ut sperandum est, fata libera maneat penes Transilvaniae Status iuxta 
eorum iura electio. Szász de Szemeria, Sylloge tractatuum aliorumque actorum 
publicorum .. . . Klauſenburg 1833, S. 13. 

$) Art. 4. Moderni principis Transilvaniae Apafii senioris ita et iunioris 
similiter Michaelis Apafii principalis auctoritas iuxta leges Pransilvaniae 
patrias conservabitur eorumque regimini et iurisdictioni ac auctoritati se non 
immiscebunt. Szász de Szemeria 30. 

7* 
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tag ſelber berufen können (Art. 27). Aber ſchon war ihm die 
militäriſche Verfügung über die Landesfeſtungen genommen, das 
Land zur Erhaltung kaiſerlicher Beſatzungstruppen verpflichtet. 
Der nächſte Schritt geſchah im Hermannſtädter Vertrag des kaiſer— 
lichen Generals Caraffa mit dem Fürſten und dem Landtag Sieben— 
bürgens vom 9. Mai 1688. Nicht nur wurde die Beſetzung des 
Landes durch kaiſerliche Truppen vollendet und das Land aber— 
mals zu deren Erhaltung in einem beſtimmten Ausmaße verpflichtet: 
auch die Schutzhoheit des Sultans über Siebenbürgen wurde 
mit derjenigen der Könige von Ungarn vertauſcht. „Ein— 
hellig, aus freiem Willen und chriſtlichem Eifer,“ ſcheinbar alſo 
auch eigenem Rechte, wenn man den Worten des Vertrages von 
1688 glauben wollte, wurde die Veränderung vollzogen. Die 
„väterliche“ Schutzherrſchaft ſollten Leopold I., nach ihm fein 
Sohn Joſeph (J.) und alle Könige Ungarns ausüben, die nach 
dem ungariſchen Erbfolgegeſetz von 1687 auf Ungarns Thron ge— 
langen würden. In dieſem Sinne wurde am 10. Mai 1688 
auf dem Landtage Siebenbürgens Leopold J. und ſeinen legitimen 
Nachfolgern als Königen von Ungarn die Huldigung geleiſtet. Aber 
nur die Schutzhoheit war gewechſelt, das Recht, von eigenen, 
gewählten Fürſten nach eigenen Geſetzen regiert zu wer— 
den, wurde damals landesgeſetzlich durchaus nicht aufge— 
geben. Vielmehr wurde vom Kaiſer eine Garantie darüber ge— 
fordert, daß „Autorität, Titel, Inſignien, freie Regierung und 
jedwede Einkünfte“ wie des alten, ſo des jungen, von den Sieben— 
bürgern ſchon 1681 „gewählten“ Apaffi ungekränkt weiter be— 
ſtehen bleiben würden. Aber ehe es zu einer ſolchen Garantie 
Leopolds J. als „väterlichen“ Schutzherrn und königlichen Ober— 
herrn Siebenbürgens kam, ſtarb der ältere Apaffi am 15. April 
1690. Weder die Wahl Apaffi's II. von 1681 noch das Recht 
des Landes auf Wahl eigener Fürſten waren anerkannt oder be— 
ſtätigt. Über dieſe beiden Fragen brachten auch die Diplome Leo— 
polds J. von 1691 und 1693 keine Entjcheidung.?) Denn darin 
war nur die ſelbſtändige Stellung Siebenbürgens im rechtlichen 
Verbande der Länder der Stephanskrone, der früher wiederholt, 


9) Der lateiniſche Text ebendaſelbſt S. 120 und bei Katona, „Hist. critica 
regum Hungariae stirpis Austriacae“, Budae 1804, Band 35, S. 753 ff.; eine 
nicht ſehr genaue deutſche Überſetzung in den „Staatsgrundgeſetzen der öſterreichiſchen 
Monarchie“ der Manzſchen Ausgabe von 1861 (Wien) V, S. 516 ff. 
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beſonders aber im Wiener Frieden von 1606 betont worden wart), 
in Bezug auf eigene Geſetze, eigenen Landtag, eigene Verwaltung, 
anerkannt. Auch dadurch kam dieſe Sonderſtellung des Landes 
zum Ausdrucke, daß eine eigene ſiebenbürgiſche Hofkanzlei er— 
richtet wurde, die auf den Wunſch der Siebenbürger vom Mai 
1693 von der ungariſchen Hofkanzlei unabhängig ſein ſollte. Aber 
Leopold J. weigerte ſich 1691, als königlicher Oberherr die Be⸗ 
ſtätigung eines Diploms des ſiebenbürgiſchen Landtages über 
Michael Apaffi's II. Wahl zu erteilen; wenn man den Worten 
der Urkunde von 1691 glauben wollte, bloß deswegen, weil der 
damals vierzehnjährige Prinz nach den Geſetzen des Landes, die 
doch beobachtet werden müßten, erſt nach zurückgelegtem zwanzig— 
ſten Lebensjahre zur Regierung berufen ſei. 

Leopold I. verbürgte aber in dem Diplom von 1691 Sieben- 
bürgen die Beobachtung ſeiner Geſetze, Privilegien, Freiheiten, und 
erklärte hiebei das Rechtsbuch des Werböczy, das Opus triparti- 
tum, auch in Siebenbürgen für gültig. Dadurch, daß er die Sank— 
tion von Landtagsbeſchlüſſen ſich ausdrücklich vorbehielt, ſicherte 
er ſich außer der Militärgewalt auch dieſes Machtgebiet. Die jähr— 
liche Berufung des Landtages, von der Art. X des Diploms von 
1691 ſprach, wurde durch die dauernde, wenn auch nicht einge— 
haltene Fixierung der Militärlaſten entbehrlich gemacht. 11) Der 
mündig gewordene Apaffi mußte dann 1697 gegen eine jährliche 
Apanage von 10.000 Gulden auf Siebenbürgen zu Gunſten Leo— 
polds I. verzichten, und auch die Türken erkannten den ſieben— 
bürgiſchen Beſitz des Kaiſers im Karlowitzer Frieden von 1699 
(Art. I) an. So verlor Siebenbürgen feine eigenen nationalen 
Wahlfürſten. Zwar ließ ſich Kaiſer Karl VI. 1712 und nach 


10) Dies wie den Rückfall Siebenbürgens auch auf Grund des Mangels 
eines Mannsſtammes Stephan Boeskays (ſo nach demſelben Wiener Frieden von 
1606) betont ein Gutachten der ungariſchen Hofkanzlei, das über die Poſtulate 
des ungariſchen Reichstages vom 13. Juli 1722 abgegeben wurde. Wiener 
Kriegsarchiv. 

) Nur um Zuſchüſſe zu den 1691 im leopoldiniſchen Diplom feſtgeſetzten 
Leiſtungen handelte es fih auf den Landtagen Siebenbürgens. 1759 wurde die 
Militärkontribution Siebenbürgens im Einvernehmen zwiſchen Regierung und 
Landtag auf jährlich 879.033 fl. 25 kr. fixiert und auch ſpäter bis 1848 handelte 
es ſich nur um Bewilligung von Zuſchüſſen zu dieſem Fixum. Bedeus von 
Scharberg, „Die Verfaſſung des Großfürſtentums Siebenbürgen“, Wien, Gerold, 
1844, S. 93. 
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Apaffi's Tode (Februar 1713) 171312) abermals von Sieben- 
bürgen und den damit verbundenen Komitaten Ungarns Huldi— 
gungseide leiſten, diesmal als Fürſt, aber das Land erhielt 
keine Gelegenheit zu einer geſetzlichen Anerkennung der Erbſuk— 
zeſſion des Hauſes Oſterreich im Landesfürſtentum in landtags— 
mäßigen Rechtsformen, wie dies 1687 in Ungarn geſchehen war. 
Formell beſtanden darum noch immer das Recht des Landes auf 
Fürſtenwahl ſamt den geſetzlich inartikulierten Wahlbedingungen, 
welche unter anderem Jeſuitenniederlaſſung und Jeſuitenbegünſti— 
gung bei Strafe des Hochverrates verboten 18) Jofeph J. war 
überhaupt kein Huldigungseid geleiſtet worden. Dazu kam, daß 
Siebenbürgens ungariſche Komitate in „politiſchen und zivilen An— 
gelegenheiten“ von Siebenbürgen, was aber die Militärkontribution 
betrifft, von Ungarns Reichstagsbeſchlüſſen abhängig waren. “) 
Auf die geſetzliche Lücke in der Thronfolgefrage wies eine 
anonyme Publikation hin, auf die man am Kaiſerhofe aufmerk— 
ſam wurde. Sie hebt hervor, daß Apaffi II., weil das Land ein 
Wahlfürſtentum geweſen ſei, kein Recht gehabt habe, es ohne 
Mitwirkung des Landes zu übertragen oder zu zedieren. Wenn 
er ſelbſt zur Regierung gekommen wäre, hätte er ſchwören müſſen, 
das Land niemand zu zedieren. Kriegsrecht könne auch nicht ange— 
führt werden, weil fih Siebenbürgen, wie die Urkunden von 1686, 
1687 und 1688 dartäten, aus freiem Willen und unter gewiſſen 
Bedingungen und Konventionen unter den Schutz des Hauſes 


12) Den zweiten Eid hebt zugunſten der Einheit Siebenbürgens und der 
damit verbundenen Komitate Ungarns das Konzept eines Proteſtes des ſieben— 
bürgiſchen Guberniums von 1722 hervor. Budapeſter Staatsarchiv. 

18) In einem Gutachten der ſiebenbürgiſchen Hofkanzlei vom 29. März 1742 
über die Inartikulierung der auf die Sukzeſſion bezüglichen Akte heißt es: 
„Et quia articuli sub nationalibus olim electieiis, potissimum vero aca- 
tholieis, Transylvaniae principibus conditi non tantum hereditariae huic 
successioni et Austriaco dominio in illo principatu derogantes sed et ortho- 
doxae religioni graviter praejudicantes atque patres Societatis Jesu ex illo 
principatu perpetuum proscribentes eorum vero fautores notae infidelitatis 
(gegen den Landesfürſten) subjicientes in corpore legum Transylvanicarum ho- 
diedum extant, hi etiam occasibne illa abrogarentur“. Königl. Staatsarchiv 
Budapeſt. In einem nicht approbierten Konzept zu einem königlichen Reſkript 
von 1744 an das Gubernium heißt es ſtatt: „hodiedum extant“, fogar: „intacte 
adhuc habentur“. Ebendaſelbſt. 

14) 1722 in einem Konzept zu einem Proteſt der ungariſchen Komitate 
Siebenbürgens betont. Budapeſter Staatsarchiv. 
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Oſterreich begeben habe. Ein Gutachten!d), das vielleicht von der 
ſiebenbürgiſchen Hofkanzlei ausging, betonte, daß gegenüber der— 
artigen Argumenten nur die Eidesformel ins Treffen geführt 
werden könne, nach der die Siebenbürger (auf dem Landtage zu 
Mediaſch) Kaiſer Karl VI. den Treueid geleiſtet hätten. Denn 
darin ſei er „legitimer und erblicher Fürſt“ genannt, und darin 
ſeien, abweichend von früheren Huldigungseiden der Siebenbürger, 
auch des Kaiſers haeredes et successores legitimi” eingeſchloſſen. 
Sollte indes angeführt werden, daß darunter gemäß dem Opus 
tripartitum nur männliche gemeint ſeien, ſo gelte dies im Opus 


») Eine „Opinio in puncto successionis respectu principatus Transil- 
vaniae“ (die drei letzten Worte hinzugefügt von Mannagetta, dem hervorragend 
tätigen Unterhändler des Kaiſers auf dem ungariſchen Reichstage) hebt hervor: 
„. . . . autor quidam in libelli sui sub titulo Historiae diplomaticae de 
statu Religionis Evangelicae in Hungaria Anonymo nomine editi Appen- 
dice refert nimirum: quod id (translatio videlicet) Transylvaniae ad noti- 
tiam non fuit datum, neque per principatus electicii, per Caesarem quoque 
confirmati, conditiones ei (Apaffy) facere id licebat, qui, si regimen sibi con- 
sequi licuisset, de principatu in neminem transferendo vel cedendo se jura- 
mentö obligare ante reliqua alia debebat; sed et nullum habuit in princi- 
patum Transylvaniae ius et dominium haereditarium. Si initam cum 
Turca Carloviczii in anno 1699 pacificationem adduxerimus, reponit statim 
prenominatus liber: quod Turca non aliud Transylvaniae ratione cessit quam 
habuit, id, quod Transylvania quoque .... 1686 ipsä sponte et obtulit et 
postmodum (devotionem scilicet et contributionem a Caesare quoque diplo- 
matico instrumento 28 junii modo (= jetzt) dicti anni dato acceptaverat) de- 
dit, salvis tamen iis, quae sub Turca salva fuerunt. De iure armorum in 
Transylvania tenent: illam ab Augustissima hac domo non armis sibi para- 
tam ac occupatam fuisse, ut eorum sermone utar, sed sponte suä liberäque 
sui oblatione altefatae Domûs huius protectioni certis sub transactionibus, 
conventionibus, pactationibus et conditionibus se submisisse eiusque militiam 
suapte invitasse et absque omni renitentia acceptasse illamque intertentionis 
subsidiis curasse prout instrumenta in annis 1686, 1687 et 1688 desuper 
(= darüber) condita luculenter id testari asserunt. Nec alia in medium afferri 
possund argumenta == = = = —T—T a 
praeterquam iuramenti exemplar in anno 1712 ad fidelis cuiusdam hic 
Viennae remonstrationem noviter concinnatum adduceremus, cui principis 
Transylvaniae legitimi ac haereditarii titulus et nomen inserta 
haeredesque et successores legitimi Suae Mes (nam haec priori sa- 
cramenti fidelitatis praestari soliti formulâ non continebantur) inibi complexi 
fuöre et iuxta hanc noviter praescriptam iuramenti formulam Status et 
Ordines T. eodem anno iurisiurandi religione se obstrinxerunt“. Es folgt noch 
das im Text über die Auslegung des Opus Tripartitum Geſagte. Königl. 
Staatsarchiv Budapeſt. über den Anonymus ſiehe Szäsz, a. a. O. pag. 1. 
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tripartitum nur für Privatperſonen, nicht für gekrönte Häupter, 
wie das Beiſpiel König Albrechts II. und ſeiner Gemahlin Eliſa— 
beth zeige, welche beide haeredesté) genannt worden feien. 

Dieſes Gutachten zeigt, daß man am Kaiſerhofe beſtrebt war, 
für alle Einwände, die etwa auf dem Landtage erhoben würden, 
gerüſtet zu ſein. Schon Juli 1721 hielt man es am Kaiſerhofe 
für rätlich, den ſiebenbürgiſchen Landtag vor dem ungariſchen 
Reichstag zu berufen. 17) Man hoffte wohl auf eine bedingungs— 
loſe Annahme der hausgeſetzlichen Thronfolgeordnung und glaubte, 
dadurch auch die Aktion auf dem ungariſchen Reichstage zu er— 
leichtern, weil eine Verſchiedenheit der Thronfolgeordnung zwiſchen 
Ungarn und Siebenbürgen wegen des ſtaatsrechtlichen Verbandes 
Siebenbürgens mit Ungarn dem ungariſchen Reichstage nicht er— 
wünſcht ſein konnte. 

In der Tat wurde der ſiebenbürgiſche Landtag früher 
als der ungariſche Reichstag berufen und der ungariſche 
Reichstag vor die vollendete Tatſache der Annahme der 
Hausgeſetze durch Siebenbürgen geſtellt. 

Die Gelegenheit, da man vom ſiebenbürgiſchen Landtag 
Militärlaſten fordern mußtets), wurde dazu benützt, ihm auch die 
Hausgeſetze über die Thronfolge zur Annahme vorzulegen. Von 
dieſen Hausgeſetzen iſt aber in der Botſchaft des Königs an den 
Landtag, die zuſammen mit einer Inſtruktion für den Reichs— 
grafen Damian Hugo von Virmont, den Landeskommandierenden 
in Siebenbürgen und in der ziſalutaniſchen Wallachei, am 6. März 


10) Vgl. „Geſch. d. Thronfolgerechtes“, S. 317 f., 322 f. Aber der Preß— 
burger Erbvertrag zugunſten habsburgiſcher Nachfolge (1491) galt nur zugunſten 
des Mannsſtammes des Hauſes Sſterreich. Ebendaſelbſt, S. 332 f. Siehe unten 
„Ungarn“. 

7) Bidermann, „Geſamtſtaatsidee“, II, S. 267, Anm. 93. 

18) Auf Grund eines lateinischen Gutachtens vom 6. März 1722, das Prinz 
Eugen von Savoyen unterzeichnete und das abgegeben wurde im Namen der 
„ministerialis in rebus Transilvanicis conferentia“. Als deren Mitglieder find 
außer dem Prinzen Eugen als „Oberſten (Hof-) Kriegsratspräſidenten“ genannt: 
2. Fürſt Trautſon, Oberſthofmeiſter des Kaiſers; 3. Graf von Sinzendorf, Oberſter 
Kanzler der öſterreichiſchen Hofkanzlei; 4. Graf Gundakar von Starhemberg; 
5. Graf von Herberſtein, Vizepräſident des (Hof-) Kriegsrates; 6. Graf von 
„Tyrhaimb“, Generalhofkriegskommiſſär (generalis commissarius aulae bellicus); 
8. Graf von Dietrichſtein, Hofkammerpräſident. Gefordert wurden in Geld und 
„in natura“ zuſammen 550.000 fl. wovon Virmont höchſtens 50.000 nachlaſſen durfte. 
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1722 fonzipiert!?) wurde, noch nicht die Rede. Denn der in der 
königlichen Botſchaft auf die Militärforderungen folgende Schluß— 
ſatz drückt nur ganz allgemein die Erwartung des Kaiſers aus, 
die Stände würden in allem, was ihnen Virmont als königlicher 
Bevollmächtigter vortragen werde, beſonders aber in den Dingen, 
die geeignet feien, des geliebten und fo ſehr gefährdeten Erb- 
fürſtentums Siebenbürgen Ruhe und Sicherheit und die Erhaltung 
der Einwohner für immer auf eine feſte Grundlage zu ſtellen und 
ihre Wohlfahrt zu fördern, aus Treue und Klugheit, wie aus 
Liebe zu Fürſt und Vaterland fleißig, ernſtlich und einmütig ver— 
handeln. 

Erſt ſpäter wurde Virmont beauftragt, den Ständen auch 
die Hausgeſetze „der Ahnen“ des Kaiſers über die Thronfolge mit— 
zuteilen. Am 18. März 1722, vermutlich an demſelben Tage, wo 
an Virmont dieſer Befehl geſandt wurde, wurde von dieſer Ver— 
fügung auch der ſiebenbürgiſche Hofvizekanzler Joſef Baron Borne— 
misza?0) de Kaszon, der zugleich Rat des ſiebenbürgiſchen Guber- 
niums war, in einem vom Kaiſer eigenhändig unterzeichneten 
Schreiben benachrichtigt. Darin drückte Karl VI. den Wunſch aus, 
daß des Hofvizekanzlers Bemühungen ſich mit denen des Landes— 
kommandierenden vereinigen möchten, damit nach der Abſicht ſeiner 
Ahnen, gegenwärtige wie künftige Länder der Dynaſtie „zu 
gegenſeitiger Verteidigung und zu größerer, würde— 
voller Sicherheit untrennbar beiſammen bleiben.“ Der 
Kaiſer ſetzte hinzu, ſeine Abſicht ſei weniger auf die Wohlfahrt 
ſeines Hauſes als auf diejenige ſeiner Völker gerichtet, und er 
verlangte, daß dieſe Abſicht durch eine von allen Mitgliedern des 
Landtages unterſchriebene Erklärung verwirklicht werde.) 


19) Das Konzept im königl. Staatsarchiv Budapeſt, Tranſilvanica 57, jagt: 
„ . Nos . . .. confidimus et desideramus, ut in omnibus et singulis, quae prae- 
sentibus in comitiis nostro nomine memoratus commissarius et plenipotentiarius 
noster Regius vobis proposuerit, peculiariter autem in iis, quae charo nostro 
haereditario prineipatui, adeo exposito, tranquillitatem ac secu- 
ritatem omni temporeincolarum permansionem stabilire eorumque 
fortunas et commoda provehere valent, pro fide et prudentia vestra nostrique ac 
patrio amore sedulo serioque ex bona consensione conferatis et agatis....* 

20) Vgl. über ihn Bidermann, „Geſamtſtaatsidee“ II, ©. 285. 

21) „Virmont ... . in mandatis dedi, ut cum Statibus Ordinibusque con- 
gregatis aperte planeque communicaret ea, quae majores Mei de primo- 
geniturae ratione im vim legis perpetuo valiturae et sanctionis pragmaticae 
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Auch in den meiſten außerungariſchen Gebieten trugen die An— 
nahmeerklärungen die Unterſchriften der Landtagsmitglieder. 


In der Tat zählt man auf der Urkunde, welche der ſieben— 
bürgiſche Landtag am 30. März 172222) über die Annahme der 
hausgeſetzlichen Thronfolge ausſtellte, außer den Siegeln der drei 
Nationen: der Ungarn, Szefler und Sachjen??), 125 andere Unter- 
ſchriften und Siegel. Vertreten waren auf dem Landtage auch die 
ungariſchen Komitate Maͤrmaros, Mittel-Szolnok, Kraszua und 
Zaränd. 

Was des Kaiſers„ Ahnen“ und er ſelbſt über Thronfolge an- 
geordnet? hatten, verſprechen fie wie für ſich, jo für alle ihre 
Nachkommen, vollinhaltlich, ſo wie es ihnen mitgeteilt worden 
iſt25), zu beobachten, und in der Liebe und Treue zur geſamten 
Nachkommenſchaft des Hauſes Oſterreiches) zu verharren. Keine 


constituére, tum singillatim decrevére, ut stirpe sua mascula extincta, 
foeminae item eodem primogeniturae ordine in hereditate succedant, itaque 
fieret, ut regna et provinciae hodie a Me possessae vel in futurum fortassis 
ditionae Meae accessurae ad defensionem mutuam majoremque cum 
dignitate securitatem in omne aevum nexu individuo cohaereant.... Hofft 
auf Kaszons eifriges Zuſammenwirken mit Virmont, ut Status ac Ordines 
emanatura inde amplissima sua commoda probe intelligant, intentioni Meae, 
non tam Augustae Domfis Meae, quam populorum saluti tam accomodatae, 
prompte plane ac legaliter subscribant“. Wien, 18. März 1722. Budapeſter 
Staatsarchiv, Tranſilv., Original von 2¼ Seiten. 

22) Nicht 30. Mai, wie Bidermann, Grünhuts Zeitſchrift, 1875, II, 
S. 156, angibt. 

2) Die Bildung und Vertretung einer vierten Nationalität wurde im ſieben— 
bürgiſchen Geſetzart. VI von 1744 abgelehnt. 

24) Öonstituöre....decrevere... Ordinationem tam salutarem. 

>) Wenn Salamon, A magyar királyi szék betöltése és a Pragmatica 
Sanctio (Die Beſetzung des königlich ungarischen Thrones und die prag- 
matiſche Sanktion), Peſt, 1866, S. 120, wie Bidermann, „Geſamtſtaatsidee“, 
II, S. 285, hervorhebt, erzählt, daß Virmont den ſiebenbürgiſchen Ständen erft 
am 5. April 1722 33 Urkunden über die Thronfolge der Dynaſtie vorlegte, ſo iſt 
dem entgegenzuhalten, daß ſchon die Annahmeerklärung vom 30. März 1722 die 
Kenntnisnahme der Hausgeſetze beſtätigt. Vielleicht waren unter dieſen 33 Urkunden 
die außerungariſchen Annahmeerklärungen ſamt den auf Siebenbürgen bezüglichen 
Urkunden von 1686, 1687, 1688, 1691 und 1693, die Hausgeſetze vielleicht erſt jetzt in 
vollem Wortlaute, während ſie früher etwa im Auszug mitgeteilt worden ſein mögen. 


2) Amore et zelo in.... Suam Majestatem .... universamque Augustae 
Domûs Austriacae posteritatem .. .. imperium ad omnes masculos et foemineos 
haeredes .... transmissurum . . . ad utriusque sexûs .... Domus Austriacae 


posteritatem permanebimus omnes. 
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Linie des Hauſes it ausgenommen?), auch künftige Erwer— 
bungen desſelben ſind in ihre Garantie eingeſchloſſen. Prüft man 
das einzige, alles enthaltende Satzungetüm der Annahmeerklärung 
näher, ſo findet man, daß nicht bloß Gedanken, ſondern (gerade 
für das Wichtigſte des Ganzen) ſogar eine lange Wortreihe dem 
kaiſerlichen Schreiben an den ſiebenbürgiſchen Hofvizekanzler Kaszon 
entnommen ſind. Denn auch die Siebenbürger ſtimmen mit der 
Abſicht des Kaiſers überein, wonach alle Länder der Dynaſtie „zu, 
gegenſeitiger Verteidigung und zu größerer würde— 
voller Sicherheit untrennbar beiſammen bleiben“ und 
nach ihren Worten fogar „zuſammenwachſen“ ſollten.?8s) Das 
ſiebenbürgiſche Geſetz von 1791 konnte daher im Artikel VI 
präziſe und treffend ſagen: „Unionsverband in Bezug 
auf Simultanbeſitz und gegenſeitige Verteidigung ge— 
mäß der pragmatiſchen Sanktion.“ 29) Ferner betonen die 
Siebenbürger in ihrer Erklärung vom 30. März 1722 auch den 
Nutzen „einer ſolchen Union“ für Siebenbürgen, das in ſeiner 
exponierten Lage, auf ſich allein geſtellt, gefährdet wäre. Die 
Männer, die dieſe Urkunde freudig, willig und einſtimmig, wie 
ſie betonen, unterſchrieben, haben in ihren Worten die Ideen von 
väterlicher Pflichtregierung der Gottesgnadenfürſten, wie fie in 
den Hausgeſetzen enthalten ſind, ganz adoptiert. Man begegnet 
keinem Gedanken, der die Theorie der Volksſouveränität ſtützen 
könnte. Als ob Siebenbürgen nie Wahlfürſtentum geweſen wäre, 
iſt beſonderer Nachdruck darauf gelegt, daß Siebenbürgen Erb— 
fürſtentum fei und als ſolches ſchon auf Karl VI. gefallen ſei. 0) 
Garantie der Landesfreiheiten wird nicht ausbedungen. 

2) Worin die „successio proposita“ beſteht, für die fie ſich durch Untere 
ſchrift verbürgen, ſpricht ein eigens eingeſchalteter Satz aus: „ut videlicet .... 
foeminea quoque (stirps) ... . secundum instrumenta a Sua Mte.... et 
gloriosissimis praedecessoribus suis eatenus (= in dieſer Beziehung) confecta 
Nobisque hic communicata.... succedant“. 

28) Ut ... . ad mutuam et reciprocam defensionem maioremque cum dig- 
nitate et inde secuturo terrore hostium securitatem in omne aevum nexu 
indissolubili coalescere et cohaerere valeant atque possint“. Vgl. oben 
Anm. 21. Bidermann irrt, wenn er („Geſamtſtaatsidee“, II, S. 284) die Worte 
„mutuam . ... defensionem“ nur für eine Wiedergabe der Worte Virmonts hält. 

2) Quoad simultaneam duntaxat possessionem et mutuam defensionem 
unionis nexu iuxta pragmaticam sanctionem permanente. 


30) Principatum sibi haereditarium -— principatui huic haereditario — 
principis haereditarii. 
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Der Wunſch nach ihrer Aufrechterhaltung von Seite des Herrſcher— 
hauſes klingt nur wie gedämpft durch, wenn es am Schluſſe der 
Erklärung heißt: Die Unterzeichneten hofften zuverſichtlich wie 
Vaſallen, ja faſt wie Söhne, der Kaiſer werde ſeine öſterreichiſche 
Güte und Milde in der Regierung auch auf alle künftigen Erben 
ſeiner Gewalt vererben. 

Am 14. April 1722 teilte das ſiebenbürgiſche Gubernium 
dem Kaiſer mit, daß ſich der Landtag zur Beobachtung der An— 
ordnungen über die Thronfolge verbürgt habe; dieſe ſollten ein 
ewig gültiges ſiebenbürgiſches Geſetz bilden. Das Guber— 
nium bat zugleich den Kaiſer, einen derartigen vom Landtage 
gebotenen Beweis von Anhänglichkeit in die ſiebenbürgiſchen 
Geſetze beſonders inartikulieren zu laſſen. 

Als wollte das Gubernium aus der landesgeſetzlichen An— 
erkennung der Thronfolgeordnung eine ſtaatsrechtliche Folgerung 
ziehen, ſprach es in derſelben Mitteilung ausdrücklich von Kaiſer 
Karls VI. unmittelbarem Erben männlichen, eventuell weib— 
lichen Gejchlechtes.31) Ein ſtändiſches Interregnum zwiſchen Re- 
gierungsende und Regierungsantritt ſollte demnach künftig aus— 
geſchloſſen ſein. Auf den Ausdruck „unmittelbarer Erbe“, bezw. 
„Erbe und unmittelbarer Nachfolger“ hatte Karl VI. ſchon früher, 
nämlich im Verkehre mit den ungariſchen Reichstagen Gewicht 
gelegt32), und auch das ungarische Reichsdekret von 1715 hatte 
dieſen Ausdruck in Konſequenz der Reichstagsbeſchlüſſe von 1687 
über die Erblichkeit der Krone nach Primogenitur akzeptiert.“) 


81) Universi Status et Ordines trium nationum .... spontanea voluntate 
parique promptitudine viva voce, unô ore et consensione, simul et per classes 
(J. Fürſtliche Räte, 2. Adelsklaſſe, 3. Bürgerklaſſe) sigillatim hane salutis ancoram 
se figere, ab Augusta videlicet domo Austriaca, nominanter vero a Mtis. 
Vestrae Ditionum et provinciarum immediato haerede primogenito: primum 
quidem masculini sexûs, eo (sexu) vero deficiente etiam foeminini indivulse 
pendere, se posterosque suos hac sanctione pragmatich ceu lege funda- 
mentali Transylvaniae perpetuo valitura obligare declararunt ac publico 
intrumento confecto. . . . subseriptionibus munito posteris commendarunt.... 
Sie bitten, dieſen Beſchluß „contextui articulari statutorum Transylvaniae inseri 
et recenseri clementissime velit.“ Budapeſter königliches Staatsarchiv. 

2) So im Einberufungspatent und in der königlichen Botſchaft vom Jahre 
1712. Katona a. a. O. XXXVIII, 11 und 19f. 

3) Die Bedeutung dieſes Ausdruckes bloß in den ungariſchen Geſetzen 
von 1715, 1741 und 1791 hat ſchon Luſtkandl in ſeinen „Abhandlungen aus 
dem öſterreichiſchen Staatsrecht“, Wien 1866, S. 242, betont. 


Die pragmatiſche Sanktion. 109 


Als der ungariſche Reichstag die Erblichkeit der Krone auch im 
Weiberſtamm 1722 beſchloß, bezeichnete er es als eine ſeiner Ab— 
ſichten, damit Reichstagsinterregna zu vermeiden.!) Auch Maria 
Thereſia nannte ſich beim Regierungsantritt in Erklärungen an 
den ungariſchen Reichstag, ferner an den kroatiſchen und an den 
ſiebenbürgiſchen Landtag „unmittelbare Univerſalerbin“, bezw. 
„unmittelbare Erbin und Nachfolgerin“ ihres Vaters, und Reichs— 
tag wie Landtage wiederholten diefe Ausdrücke. s) 

Die Sanktion des ſiebenbürgiſchen Landtagsbeſchluſſes erfolgte 
erſt am 30. Dezember 1723, als die ungariſchen Reichstags— 
beſchlüſſe, in üblicher Weiſe gedruckt und mit des Kaiſers Siegel 
und Unterſchrift verſehen, vom Kaiſerhofe an die Komitate, könig— 
lichen Städte und an die Magnaten endlich zur Verſendung ge— 
langen ſollten. Beſtätigung der Landtagsbeſchlüſſe durch den Landes— 
fürſten war zur Inartikulierung und Geſetzwerdung wie in Ungarn, 
ſo auch in Siebenbürgen, hier wieder ſeit 169136), unbedingt nötig. 
Die Konfirmation vom 30. Dezember 1723 enthält die Erklärung, 
daß der Kaiſer, dem Wunſche des Landtages gemäß, deſſen Be— 
ſchluß vom 30. März 1722, wonach die „Erbſukzeſſion in Sieben— 
bürgen“ für den Fall des Ausſterbens ſeines Mannsſtammes auf 
ſeinen Weiberſtamm und auf den Weiberſtamm des geſamten 
Hauſes Oſterreich ausgedehnt?!) worden fei, „von Wort zu 
Wort ohne Einſchränkung, Zuſatz oder Veränderung“ 


34) „Ipsis Statibus et Ordinibus regni ab antiquo optime cognita inter- 
regni mala praecavere cupientes.“ Thronfolgeartikel II von 1722. 

5) „Immediate haeres ex asse.“ Ungar. Geſetzart. II, 1741. „Immediata 
haeres et successor.“ Kroat. Geſetzart. 28, 1740. Kukuljević, Jura Croatiae, 
Dalmatiae et Slavoniae, Zagabriae 1862, II, S. 125. „Qua primogenita eius- 
dem filia adeoque immediate heres et successor“ — „. . . . immediate ex asse 
heres.“ Einberufungsſchreiben für den ungariſchen Reichstag und königliche Er— 
öffnungsbotſchaft von 1741. (Katona t. 39, 29, 69) „Ex asse heres“ — „vi legitimae 
et immediatae successionis.“ Siebenb. Geſetzart. IV und V von 1744. Har- 
madik könyv. Novellaris articulusok, Claudiopoli, Typis lycei Regii 1816, 
©. 28, 33. 

30) In früheren Zeiten wurde dort die Sanktion gelegentlich für entbehrlich 
gehalten. Bedeus v. Scharberg, S. 81. 

37) Zweimal: „Ratione dominatüs et successionis haereditariae in eodem 
principatu nostro Transylvaniae.... pro casu .... defectus masculorum 
descendentium nostrorum ad foemineam quoque nostram totiusque 
Domüs nostrae Austriacae stirpem .... extendendae“, das zweite Mal: 
stirpem et sexum. 
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ſeine „königliche Zuſtimmung kraft kaiſerlich-königlich-fürſtlicher 
Autorität“ erteile, dieſen Beſchluß ratifiziere und unter die „ſieben— 
bürgiſchen Konſtitutionen einreihen“ laſſe.s8s) Wohl mit Abſicht 
iſt königliche Zuſtimmung geſagt. 

Obwohl ſehr viele Worte der königlichen Sanktion aus der 
Landtagsdeklaration herübergenommen ſind, ſo iſt eine Abweichung 
gerade vom wichtigſten Teile der Deklaration zu konſtatieren. Der 
Landtag von 1722 hatte nämlich die Frage, ob Erbſukzeſſion des 
Hauſes Oſterreich im Mannsſtamme überhaupt, beſonders aber 
nach Primogeniturordnung landesgeſetzlich ſchon exiſtiere, ver— 
mutlich mit Abſicht unerörtert gelaſſen. Zwar nennt die Land— 
tagserklärung den Kaiſer hereditarius princeps und Siebenbürgen 
einen principatus hereditariuss9), einmal auch principatus sibi 
(für Karl VI.) hereditarius; ob aber damit nicht bloß vererb— 
lich, ſondern auch ererbt gemeint war, läßt ſich nicht mit voller 
Sicherheit behaupten. Es mögen gerade dieſe doppeldeutigen Aus— 
drücke kompromißweiſe gewählt worden ſein. Mag dem wie immer 
ſein, es war aber zum mindeſten eine Ungenauigkeit, wenn 
die königliche Sanktion behauptete, der Landtag wünſche zu in— 
artikulieren, daß die Erbſukzeſſion in Siebenbürgen auch auf 
den Weiberſtamm des Kaiſers und des geſamten Hauſes Ofterreich 
nach Primogenitur ausgedehnt werde. Dies konnte ja bedeuten, 
daß ſie für den Mannsſtamm ſchon geſetzlich inartikuliert ſei, was 
nicht der Fall war. Eine ſolche Formulierung durfte der unga— 
riſche Reichstag 1722 mit Rückſicht auf das Geſetz von 1687 be— 
ſchließen !“), nicht aber der ſiebenbürgiſche Landtag. Der Landtag 
hatte jedoch 1722 die Hausgeſetze vollinhaltlich, wie ſie ihm mit— 
geteilt worden waren, als Ganzes und in ihrer Totalität auch 
als landesgeſetzlich Neues verbürgt und wünſchte gerade darüber 


38) De verbo ad verbum, sine diminutione et augmento vel variatione 
aliquali.... Regium consensum . . .. praebuimus authoritate Nostra Caesareo- 
Regia-principali approbavimus, ratificavimus, roboravimus et confirmavimus, 
ita quidem, ut declaratio seu constitutio ista....in numerum aliarum princi- 
patûs huius... . constitutionum publicarum rite inseratur et censeatur. 

>) Wie auch Karl VI früher getan hatte. Sieh z. B. fein Reſkript vom 
23. Dezember 1715 bei Katona. Bd. 38, S. 235 f. 

%) Extensis ad eam (successionem) nunc pro tune art. secundo 
et tertio anni 1687 et pariter secundo et tertio anni 1715. Ungar. 
Geſ.⸗Art. II, 1722. 
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die geſetzliche Snartifulierung.*) Man war alfo über den Inhalt 
der Inartikulierung nicht einig. 

Durch die ſeltſame Formulierung der königlichen Sanktion 
hoffte der Kaiſer, unliebſame landesgeſetzliche Feſtſtellungen über 
die thronfolgerechtliche Grundlage feiner Herrſchaft in Siebenbürgen 
umgehen und dem Mannsſtamm ſeines Hauſes Primogeniturerb— 
folge ſchon für die Vergangenheit, analog den ungariſchen Thron— 
folgeartikeln von 1687, nachträglich, wie durch einen Kommentar 
auf landesgeſetzlichem Wege zuerkennen zu können. Damit hoffte 
er, bezüglich der Freiheiten und deren eidlicher landes— 
geſetzlicher Garantie Erörterungen, die nach dem von Ungarn 1687 
und 1712 gegebenen Beiſpiele ſchwer zu vermeiden ſchienen, für 
alle Zukunft entgehen zu können. Gerade der Landtag hatte aber 
ein Intereſſe, alle dieſe Fragen bei der definitiven Inartikulierung 
des ſanktionierten Beſchluſſes zu berückſichtigen und eine Art 
landesgeſetzlicher Rechtskontinuität zu ſchaffen. 


Wenn nun die Inartikulierung auf dem Februarlandtag des 
Jahres 1724 unterblieben !?) ift, jo dürften Differenzen in der 


4) Im Art. III von 1744, der überſchrieben ift: „Super hereditario Augustae 
Domus Austriacae utriusque sexüs iure et successione“, heißt es: .... pro se 
ac successoribus suis in perpetuum acceptassent .... cum subsecuta .... 
1723 de 30 Decembris confirmatione ae tandem in anno 1724 de 24 mensis 
Februarii in generalibus pariter huius principatus comitiis publicatione 
solemni et acceptatione totius principatus in codicem legum inserendo 
declarassent, ita nunc etiam eandem haereditariam Augustae Domus Austriacae 
seu Archiducum Austriae utriusque sexus modo et ordine praedeclarato suc- 
cessionem sanctionemque super ea pragmaticam praesenti articulo III 
pro perpetua et invariabili lege inserimus, stabilimus, statuimusque et 
rata, grata acceptaque in conformitate articuli regni Hungariae 
anni 1723 declaramus. Cuius quidem tenor et verbalis continentia simul cum 
confirmatione Caesareo-Regia sequitur in hunc modum. Hierauf find beide Ur- 
kunden jamt allen Unterschriften in dieſem Artikel III wörtlich inſeriert. Nach 
einem gedruckten Original der neun ſiebenbürgiſchen Geſetzartikel von 1744, das 
Maria Thereſias Siegel und eigenhändige Unterſchrift trägt, im Budapeſter könig— 
lichen Staatsarchiv. Bei Katona, XXXIX, S. 257, verleitet das Fehlen der 
Worte: „cuius quidem tenor .. . . modum“, ſowie die Nichterwähnung der Inſerie— 
rung, die im authentiſchen Drucke ſchon durch verſchiedene Lettern hervorgehoben 
iſt, zu Mißverſtändniſſen. Der Text iſt beſſer in: „Harmadik Könyv.-Novellaris 
articulusok“ mit dem Index von Stephan Halmagyi von 1816, Claudiopoli, 
Typis Lycei Regii 1816, S. 6 bis 40. 

4) Bidermann (Grünhutſche Zeitſchrift 1875, II, ©. 158 irrt, wenn er 
von dem „am 24. Februar 1724 inartikulierten Beſchluß“ des Jahres 1722 
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Auffaſſung zwiſchen Hof und Landtag die Haupturſache geweſen 
ſein. Dieſe Differenzen ſcheinen mir nur verſchleiert zu ſein, 
wenn es im ſiebenbürgiſchen Geſetzartikel III von 1744 heißt, der 
auf die Thronfolge bezügliche Beſchluß des Landtages ſamt ſeiner 
Sanktion ſei damals feierlich verkündet und angenommen 
worden.) 

Tatſache iſt, daß es, ſolange Kaiſer Karl VI. lebte, zu einer 
geſetzlichen Inartikulierung der Thronfolgeakten nicht gekommen 
iſt, obwohl ſich der Landtag wiederholt dazu bereit erklärte. Der 
Text der Artikel hätte dann aufs neue vom Kaiſer beſtätigt werden 
müſſen. 4) 

Dieſe Unterlaſſung konnte aber nicht verhindern, daß der 
ſiebenbürgiſche Landtag Maria Thereſia 1741 als „haereditariae 
principi Transylvaniae” auf Grund feiner Deklaration von 1722 
huldigte, nachdem er vorher ein Diplom über die Garantie der 
Landesfreiheiten empfangen hatte. Auch damals war von der 


ſpricht, ebenſo wenn er meint, im Geſetzartikel III von 1744 habe ſich eine „Unter— 
ordnung“ Siebenbürgens unter das ungariſche Geſetz von 1723 vollzogen. Nur 
zum kleinen Teil iſt dies richtig. 

+) Sogar das Konzept zu einem königl. Reſkript an das Gubernium ſagte 
1744: Instrumentum . .. . (1722) submisistis et consequenter ex aliis generali- 
bus comitiis Anno 1724 habitis declarationem illam.... rite inserendam et 
recensendam Status et Ordines scripserunt. Interea vero, donec id in 
opus redigi et articulus super isto actu confici modalitate consuetä confir- 
mandus ad Augustam aulam mitti potuisset, visum est Divinae Majestati.... 
genitorem nostrum ex hac vita ad eternam evocare. Budapeſter königl. 
Staatsarchiv. 

%) Ein „Extractus relationis cancellariae (Transylvanicae) Sacrae Maje- 
statis Regiae (Maria Theresia) super hereditaria successione, praestito fide- 
litatis homagio condendis etc.“ vom 29. März 1742 jagt: Nachdem die ſieben— 
bürgiſchen Stände die Deklaration von 1722 eingeſchickt und auf Grund derſelben 
den Treueeid Maria Thereſia auf dem Landtage (1741) geleiſtet hätten, superesse 
iam videretur, ut ea, quae a dictis Statibus et Ordinibus in hoc magni mo- 
menti negotio, haereditarium Sacrae Majestatis Vestrae R. et Augustae Domûs 
Austriacae ius concernente hactenus acta sunt, in majus eorundem robur 
iterum in generali illius prineipatfis Dieta quam primum celebranda per 
eosdem Status ad mentem legum Transylvanicarum in speciales articulos 
redigerentur. Et quia (es folgt was oben in Anm. 13 ſteht) .... hi.. 
abrogarentur, prout in eorum abrogationem Status et O. in generalibus 
suis comitiis superioribus annis (1741, 1742?) habitis respective consen- 
serant et nonnisi absentia actualis praesidentis Statuum, cuius praesentiam 
condendorum articulorum intuitu (= was betrifft) de lege patriâ prorsus ne- 
cessariam esse obtendebatur, in considerationem sum[p]ta fuerat. 
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Inartikulierung der Beſchlüſſe von 1722 und der Sanktion von 
1723 die Rede. Da jedoch damals die Stelle eines Vorſitzenden 
des Landtages unbeſetzt war, die Anweſenheit des Präſidenten aber 
bei der Textierung der Artikel für unentbehrlich galt*5), jo kam 
es erſt auf dem Landtag von 1744 zur Inartikulierung, in die 
auch Huldigung und Privilegienbeſtätigung einbezogen wurden. 
Jene landesgeſetzliche Lücke in Bezug auf ſiebenbürgiſche 
landesfürſtliche Thronfolge, auf die der Kaiſer ſchon vor 1722 
aufmerkſam gemacht worden war, wurde erſt durch die Geſetz— 
artikel I und II des Landtages von 1744 beſeitigt. In beiden 
Artikeln wird nämlich erklärt, daß die Siebenbürger und die mit 
ihnen verbundenen ungariſchen Komitate infolge der Schutzverträge 
mit Kaiſer Leopold von 1687 und 1688 und infolge des leopol— 
diniſchen Diploms von 1691 das Recht freier Wahl des Für- 
ſten sé) wie in Bezug auf Leopold I., fo zugleich (simul) in Bezug 
auf Joſeph I. ausgeübt und die Regierung des Hauſes Oſterreich 
freiwillig angenommen hätten. 7) Dieſer Wortlaut it aber in 
keiner der genannten drei Urkunden zu finden. Denn in den beiden 
erſten handelte es ſich nur um die Erſetzung der Schußhoheit 
der Pforte durch diejenige der ungariſchen Könige und im Diplom 
von 1691 war die Fiktion enthalten, daß Leopold I. nur während 
Apaffy's II. Minderjährigkeit als königlicher Oberherr Sieben— 
bürgens das Land regieren müſſe. Dieſe Fiktion wurde nun in 
den Geſetzartikeln I und II von 1744 durch eine neue Fiktion, 
diesmal aber auf landesgeſetzlichem und interpretativem Wege, er— 
ſetzt, um eine landesgeſetzliche Rechtskontinuität zu konſtruieren. 
Wichtiger iſt, daß ferner in beiden Geſetzartikeln eine Reihe na— 
mentlich angeführter älterer „Geſetze und Konſtitutionen“ Sieben- 
bürgens, in denen ſich das Land ein nach dem Tode jedes Fürſten 
neu auflebendes Wahlrecht vorbehalten oder irgend eine Abhängig— 
keit von der Pforte anerkannt hatte, ausdrücklich außer Kraft ge— 


40) Die Präſidentenſtelle war, wie dasſelbe Aktenſtück jagt, durch Verzicht des 
Freiherrn Joſeph Bornemisza de Kaszon frei geworden und ſollte damals wieder 
beſetzt werden. Budapeſter königl. Staatsarchiv. 

16) Sed et liberam electionem principis eo extensam esse, ut simul se- 
renissimo Regi Josepho, tune legitimo magni parentis successori, haereditario 
iure regnaturo semet dedisset sponte (Art. I). 

#) Leopoldi regimine ac dominio.... sponte suscepto et per hoc iuri 
hereditario Augustae Domus Kitas cultum ac obsequium en 
transmitteremus ad posteros monumento (Art. II). 

Oſterr.⸗Ungar. Revue. Heft 2. 8 
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ſetzt werden, weil ſolche Geſetze der Erbſukzeſſion des Hauſes Dfter- 
reich präjudizierlich oder entgegen fein könnten. “s) Damit erreichten 
die Siebenbürger als Lohn ihrer Beharrlichkeit die erwünſchte 
landesgeſetzliche Rechtskontinuität. 
Erſt im III. Geſetzartikel des Jahres 1744 find nach einer 
Einleitung der Landtagsbeſchluß von 1722 und deſſen königliche 
Sanktion von Wort zu Wort aufgenommen und werden für 
ein unveränderliches ſiebenbürgiſches Landesgeſetz erklärt. 

Die aus dieſem Geſetze ſich ergebende Anerkennung Maria 
Thereſias als Univerſalerbin ihres Vaters und als ſiebenbürgiſche 
Landesfürſtin, ferner der ſeit 1652 geſetzlicher Inartikulierung 
unterliegende Huldigungseid, nunmehr in der Formulierung von 
1741, ſind im Geſetzartikel IV des Jahres 1744 enthalten. Er 
bedeutet eine neue Garantie der ſiebenbürgiſchen Sonderverfaſſung. 
Die eidliche Privilegienbeſtätigung hatte in Siebenbürgen bis 1791 
(ähnlich wie das Inauguraldiplom in Ungarn der Krönung) der 
Huldigung vorauszugehen, folgte ihr aber feit 179149) nach. 

Der V. Geſetzartikel enthält die 1742 erfolgte landesgeſetzliche 
Anerkennung Franz Stephans von Lothringen als Mitregenten 
und eventuellen vormundſchaftlichen Regenten für den Fall, daß 
Maria Thereſia vor ihm ſtürbe und Kinder hinterließe; aber nur 
auf die Dauer von deren Minderjährigkeit 50) ſollte feine Wirk— 
ſamkeit beſchränkt ſein. 

Schon im J. ſiebenbürgiſchen Geſetzartikel des Jahres 1744 
iſt Siebenbürgen als Glied des Staatskörpers der Krone des heil. 


48) Art. I: Omnes leges (fie werden angeführt) .. . . omnes consuetudines 
et usus antea existentes et habitos, quae adhaesionem ad Portam Ottomani- 
cam quoquo modo saperent, vigore huius articuli eiuramus, abrogamus et. 
abolemus et e corpore iuris Transilvanici expungimus. Art. II: Omnes priores 
. . . leges (fte werden angeführt) .. . . tractatus, item transactiones, diplomata 
aliaque instrumenta.... liberam principes eligendi facultatem ac ius.... 
reservant vel.... id saperent aut qualitercunque praedeclarato hereditario 
altedictae Domus Austriacae juri et successioni praeiudicarent et contraria 
essent, ....annullamus et abolemus et e corpore iuris Transilvanici expun- 
gimus.“ In der Einleitung zu beiden inſerierten Urkunden heißt es: Universi 
Status et Ordines ... . in perpetuum acceptassent solemnique desuper instru- 
mento vim et robur pragmaticae sanctionis legisque perpetuae ac nullo un- 
quam tempore aut modo a quibuscumque mutabilis.... ita nune.... 
praesenti articulo pro perpetua et invariabili lege inserimus 

40) Bedeus von Scharberg, S. 67, 69, 70f. 

50) Siehe oben S. 24, Anm. 56. 
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Stephan: sacrae coronae membrum bezeichnet. Es war 
darum natürlich, daß die Einleitung des III. Artikels vor den 
inſerierten Urkunden von 1722 und 1723 nicht bloß die Unver- 
änderlichkeit beider Geſetzesakte über die Thronfolge, ſondern auch 
ihre Konformität mit den ungariſchen Thronfolgear— 
tikeln von 1722/1723 betonte. Denn der Zuſammenhang Un- 
garns mit Siebenbürgen war in erſter Reihe durch Sukzeſſions— 
gleichheit geſichert. Zwar heißt es im ſiebenbürgiſchen Artikel III 
nicht wie im ungariſchen Artikel II „Romano-catholicos suc- 
cessores“; römiſch-katholiſches Religionsbekenntnis der Erban— 
wärter iſt darum als Thronfolgebedingung, wie ſie ſeit 1584 haus— 
geſetzlich gefordert iſt, im ſiebenbürgiſchen Geſetz nicht ausdrücklich 
genannt. Daß ſie aber nun auch für Siebenbürgen gelten müſſe, 
ſollte wohl durch die betonte Konformität mit dieſem ungariſchen 
Geſetzartikel II in der Einleitung zum ſiebenbürgiſchen III. Ar- 
tikel gejagt ſein. 51) Es war dies ein Auskunftsmittel, die nicht— 
katholiſche Mehrheit der Landtagsmitglieder nicht zu verletzen. 
Während aber das ungariſche Geſetz genau zwiſchen Dem— 
jenigen, was faktiſch und rechtlich zur Stephanskrone gehörted2), 
und dem geſamten Simultanbeſitz des Hauſes Oſterreich unter- 
ſchied s), betonte das ſiebenbürgiſche Geſetz nur den thronfolgerecht— 
lichen Konnex Siebenbürgens mit allen nicht-ſiebenbürgiſchen Ge— 
bieten der Dynaſtie.“ !) Wohl mit Rückſicht auf die gelegentlich früher 
mit Siebenbürgen verbundene Wallachei, genauer: die bloß eiſa— 


51) Pro perpetua et invariabili lege inserimus.... et rata ... . in con- 
formitate articuli [IT] regni Hungariae anni 1723 declaramus. Siehe oben 
Anm. 41. 

52) Hungariae partiumque regnorum et provinciarum eidem annexarum 
aeque indivisibiliter intelligendarum Art. I 1722. Jus haereditarium succe- 
dendi in Hungariae regnum et coronam ad eandemque partes pertinentes 
provincias et regna jam divino auxilio recuperata et recuperanda Art. II. 
1722. Nach dieſem Artikel find alle Krönungseide abgefaßt und geleiftet worden, 
auch der von 1867 in ungariſcher Sprache. 

5») Juxta ... . in aliis quoque suis regnis et provinciis haereditariis in- 
et extra Germaniam sitis primogeniturae ordinem, iure et ordine praemisso, 
indivisibiliter ac inseparabiliter invicem et insimul ac una cum regno 
Hungariae.... haereditarie possidendis. 

54) In aliis quoque regnis et provinciis suis haereditariis in- et extra 
Germaniam sitis, eodem iure et ordine, indivisibiliter et inseparabiliter in- 
vicem et insimul ae una cum isto Transylvaniae principatu partibus- 
que eidem reincorporatis haereditarie possidendis. Art. III 1744. 

8* 
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lutaniſche, wird ſogar von Teilen geſprochen, die „Siebenbürgen 
wiedereinverleibt“ ſeien. Dieſe Unterſchiede ſind um ſo auffälliger, 
als die hierbei gebrauchten Textworte faſt durchaus dem unga— 
riſchen Geſetze entlehnt ſind. 

Aus all dem bisher Geſagten iſt erſichtlich, wie unrichtig die 
allerdings ohne Kenntnis der oben bloßgelegten Zuſammenhänge 
aufgeſtellte Behauptung war, die Siebenbürger hätten 1744 ihre 
Erklärung von 1722 widerrufen und damit eingeſtanden, daß ſie 
nicht berechtigt geweſen feien, eine Fürſtenwahl zu treffen. ö) 

Eine andere Stelle im ſiebenbürgiſchen Geſetzartikel III von 
1744 könnte Anlaß bieten, einen Widerſpruch innerhalb desſelben 
Artikels zu finden. Denn in dem Landtagsbeſchluß von 1722, wie 
in ſeiner Sanktion, die beide wörtlich inartikuliert ſind, iſt nach 
der karoliniſchen Linie des Hauſes Oſterreich allen übrigen 
Linien ohne Einſchränkung Eventualſukzeſſion zuerkannt. Heißt, 
es ja dort wiederholt, daß außer dem Weiberſtamme des Kaiſers 
der Weiberſtamm des „geſamten Hauſes Ofterreich” thronberechtigt 
jei, und daß jene beiden Akte von 1722 und 1723 in aller Bu- 
kunft unveränderlich Geltung haben ſollten. Nun heißt es in 
demſelben Artikel III an einer Stelle der Einleitung zu beiden 
inſerierten Geſetzesakten von 1722 und 1723, die Stände hätten 
angenommen: istud haereditarium succedendi ius etiam in sexum 
Augustae Suae Domus Austriacae foemineum, primo loco quidem 
a nunc dieta C. R. Majestate Carolo VI., dein, in huius defectu, 
ab augustissimo quondam Imperatore Josepho, his quoque defi- 
cientibus, e lumbis augustissimi olim Imperatoris Leopoldi des- 
cendentes, eorumque legitimos successores utriusque sexus Austriae 
Archiduces iuxta primogeniturae ordinem, ab alte dicta C. R. 
Majestate Carolo VI. in aliis quoque regnis et provineiis suis 
haereditariis in- et extra Germaniam sitis, eodem iure et ordine 
indivisibiliter ... .) haereditarie possidendis, stabilitum“. Un⸗ 
mittelbar vor dieſem Zitat ſteht zur Begründung der Annahme— 
erklärung, man habe eingeſehen, wie viel Sicherheit daraus entſpringe, 
wenn die Erbſukzeſſion in casu defectüs virilis sexüs Augustae 
Domus Austriacae ad foeminei quoque sexüs successores 


55a) Salamon, S. 123; von Bidermann, II, S. 286, nicht zurückgewieſen, 
weil auch er die Zuſammenhänge der Geſetzesakte nicht verfolgt hat. 
55») Hieher gehört noch, was Anm. 54 zitiert ift. 
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juxta primogeniturae lineam semet extenderet. Sind mit 
allen dieſen Worten vorleopoldiniſche Erzherzoginnen ausgeſchloſſen? 

Zunächſt fei darauf hingewieſen, daß in dieſen Worten Simul- 
tanbeſitz aller Länder der Dynaſtie durch die überall gleiche (eodem 
iure et ordine) von Karl VI. feſtbegründete (stabilitum) Primo- 
geniturordnung hervorgehoben iſt. Schon nach dem Texte des 
Hausgeſetzes von 1713 ift die Aufeinanderfolge aller Linien nur 
nach der Primogeniturnorm zu berechnen. 56) Wie dieſes Haus- 
geſetz an derſelben Stelle von „Deſzendenten“ ſpricht, ſo auch der 
ſiebenbürgiſche Text. Wie das Hausgeſetz jagt, daß auch die vor- 
leopoldiniſchen („alle übrigen) Linien“ nach Primogeniturord— 
nung an die Reihe kommen, ſo ſind auch die „Nachfolger“ der drei 
nachleopoldiniſchen Linien oder „Deſzendenten“, wenn dieſe alle 
erloſchen find (eorum successores), nach Karls VI. feſtbegründeter 
Norm, was Linienfolge und Perſonenfolge betrifft, zu berechnen. 
Von „foeminei sexüs successores“ im allgemeinſten Sinne 
ſpricht auch der ungariſche Gravaminal-Artikel XXI des Jahres 
1722 mit Bezug auf die Thronfolge. Das ſiebenbürgiſche Ge— 
feg will das, was in den inartikulierten Geſetzestexten „Weiber— 
ſtamm des Kaiſers und Weiberſtamm des ganzen Hauſes Sſter— 
reich“ genannt iſt, um Zweifel auszuſchließen, in der Einleitung zu 
beiden Urkunden näher beſtimmen, ohne dieſe ſelbſt einzuſchränken. 
Das Geſetz jagt darum, das Wort „Weiberſtamm“ (stirps foeminea) 
erläuternd: Zuerſt karoliniſche, dann joſephiniſche, leopoldiniſche 
Deſzendenten und auch deren „Nachfolger“ in der Reihenfolge wie 
ſie die Primogeniturregel des Kaiſers beruft. Unter dieſem Ge— 
ſichtspunkt ſchwindet ein Zweifel darüber, ob im ſiebenbürgiſchen 
Artikel III die Einleitung zu den inartikulierten Geſetzesakten von 
1722 und 1723 den Begriff „Weiberſtamm des geſamten Hauſes 
Oſterreich“ etwa interpretativ eingeſchränkt haben könnte. Ge— 
braucht iſt in dieſem Geſetze der Ausdruck „sexus foemineus“, der 


50) „Alles in dem Verſtand, daß nach beiden, der jetzt regierenden karoli— 
niſchen und nachfolgender in dem weiblichen Geſchlecht hinterlaſſenen joſephi— 
niſchen Linien, Ihrer kayſerlichen Majeſtät Frau Schweſtern, und allen 
übrigen Linien des durchlauchtigſten Ertzhauſes, nach dem Recht der Erſt— 
geburt in ihrer daher entſpringenden Ordnung, jedes Erbrecht . . . . vor 
behalten ſey.“ Vor der in dieſer Anmerkung zitierten Stelle heißt es in Karls VI. 
Deklaration von 1713 zweimal fo: „in Ermanglung .. ..der von Ihrer Kayſer— 
lichen Majeſtät herſtammender aller ehlichen Descendenten .. . . Joſephi . . .. 
nachgelaſſene Frau Töchter und deren ehliche Descendenten ....“ 
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in ungariſchen Geſetzen Abſtämmlinge von einer Erbin oder von 
mehreren Erbinnen bedeutet. Wir werden uns daran bei den 
folgenden Ausführungen erinnern müſſen. 6a) 


3. Rroafien und Slavonien. 


Den Anſpruch auf eine Verbindung dieſer Länder mit Dal— 
matien haben der kroatiſche Landtag wie der ungariſche Reichs— 
tag bis auf den heutigen Tag, beſonders deutlich aber beide im 
ungariſch-kroatiſchen Ausgleichsabkommen vom Jahre 1868 (Geſetz— 
artikel XXX) rechtlich feſtgehalten. Der Banus führt in den un— 
gariſchen Geſetzen immer den Titel „von Kroatien, Dalmatien 
und Slavonien“. Alle drei Länder führt der jeweilige Herrſcher 
im Königstitel auch vor 1797. Ob die kroatiſchen Deputierten auf 
dem ungariſchen Reichstag mitberaten, mitbeſchließen oder ob ſie 
ſich am Nuntienaustauſch zwiſchen oberer und unterer Tafel oder 
an Deputationen an den Monarchen beteiligen: immer erſcheinen 
ſie im Namen aller drei Länder, was freilich nicht gleichbedeutend 
war mit: „im Auftrage aller drei Länder“. 


Aber ungariſche Geſetzestenkte und Reichstagsverhandlungen 
ſchließen einen Zweifel an jener Auffaſſung von der Zuſammen— 
gehörigkeit der drei Länder vollkommen aus. Der kroatiſche Land- 
tag inſtruierte ſeine Abgeſandten für den ungariſchen Reichstag 
ähnlich wie die autonomen Generalkongregationen der Komitate 
ihre Deputierten: mittels ſchriftlicher Aufträge. So geſchah es 
auch 1712.57) 


Wir wiſſen bereits, daß, von einer einzigen Ausnahme ab— 
geſehen “s), die Vertreter der einzelnen Länder am Kaiſerhofe von 
dem geheimen Hausgeſetz von 1703 vor 1713 höchſtens durch eine 


Do) Z. B. 1545, Art. 36, wo zwiſchen „fratres foeminei sexus“ und „fratres 
masculini sexus“ unterſchieden ift; oder 1715, Art. 85: „Quia sexus foeminei 
homines a familia Fancsy de Gordova descendentes“; oder S. 1715, Art. 26: 
„bona .. .. nisi sexum foemineum concernant“. 

55) Dieſe Inſtruktion des kroatiſchen Landtages für feine auf den Reichstag 
in Preßburg geſandten Vertreter bei Kukuljevié, „Jura Croatiae“, Zagabriae, 
1862, II, S. 104 oben. Sie ſtimmt in der Thronfolgefrage faſt wörtlich überein 
mit derjenigen, welche die kroatiſchen Vertreter für den Reichstag von 1722 am 
1. Juni erhielten. Den Wortlaut der letzteren hatte der Herr Archivdirektor in 
Agram Dr. Ivan v. Bojničié die Liebenswürdigkeit, mir ſchriftlich mitzuteilen. 
Hiefür ſei ihm auch hier öffentlich aufs Herzlichſte gedankt. 

58) Siehe oben S. 12. 
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Indiskretion etwas erfahren konnten. Die kroatiſchen Stände ſelbſt 
dürften auch nichts davon gewußt haben, als ſie im März 1712 
zuſammentraten. Es ift darum um ſo auffälliger, daß der kroatiſche 
Landtag der erſte war, welcher durch einen Beſchluß der in der 
Thronfolgefrage herrſchenden Unwiſſenheit und Unbeſtimmtheit ein 
Ende zu machen beſchloß. Der Beſchluß, den der Agramer Land— 
tag vom 9. März 1712 faßte, war aber, was man überſehen hat, 
wenigſtens äußerlich durch den Beginn einer neuen Regierung ver— 
anlaßt. Kaiſer Jofeph I. war am 17. April 1711 geftorben und 
Karl VI. war nach ſeiner Reiſe aus Spanien zur Kaiſerkrönung 
erſt 26. Jänner 1712 in Wien eingetroffen. Man wollte den neuen 
Herrſcher begrüßen, beglückwünſchen und hiebei von ihm die Be— 
ſtätigung der Landesfreiheiten erlangen. Die Gelegenheit eines 
Landtagsbeſchluſſes wollte man aber auch Ungarn gegenüber zu 
einer Demonſtration zugunſten der Eigen- und Gleichberechtigung 
Kroatiens benützen. Dieſe Demonſtration ſollte erfolgen, bevor 
der auf den 3. April 1712 einberufene Krönungs- und Verſöhnungs— 
reichstag in Ungarn zuſammentrat, wo erft feit 1. Mai 1711 
Friede geſchloſſen war. Man betonte, daß Kroatien zwar „ein 
angegliederter Teil Ungarns“ ſei (pars annexa), aber nicht dem 
Königreich Ungarn, ſondern nur dem Könige untertan fein wolle.“) 
Ja der Artikel XIV des Landtagsbeſchluſſes erklärte alle unter 
Banaliurisdiktion ſtehenden Bewohner Kroatiens und Slavoniens, 
die fih mit Übergehung der erſten Inſtanz und ohne Vorwiſſen 
der Stände des Landes an den ungariſchen Reichstag in Rechts— 
und Beſchwerdefragen wenden würden, ihrer Rechte in Kroatien 
und Slavonien für verluſtig.“0) Andernteils erkannte der Landtag 
das ungariſche Thronfolgegeſetz von 1687 doch auch für Kroatien 
als verbindlich an, nannte es ausdrücklich vaterländiſches Geſetz 
(patria lex). & 


59) Die auf dem Landtage feſtgeſetzte Anſprache (oratio habita), zugleich 
Adreſſe der kroatiſchen Deputierten an den Kaiſer ſagte: „Non deterreat nos a 
praeconcepto nostro commodo, quod pars simus Hungariae. Partes quidem 
sumus, uti leges loquuntur, annexae Hungariae, non autem subditi .. . . non 
quidem regno verum eorundem (Hungarorum) Regi nosmet subiecimus“. Über 
die hiſtoriſche Berechtigung dieſer Außerung ift hier nicht der Ort, eine Erörterung 
zu beginnen, wie es Bidermann, „Geſch. der Geſamtſtaatsidee“, II, S. 229 f. tut. 

6) Kukuljevié, II, ©. 102 f. 

61) Quae nobis eotum electionis illa libertate, quam patria lex ibidem 
Posonii in postrema coronatione condita . .. In der Anſprache an den Kaijer. 
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Der kroatiſche Landtagsbeſchluß von 1712 ſcheint wirklich nur 
über Verabredung und Antrag von vier Mitgliedern gefaßt worden 
zu ſein. So erzählt uns die Anrede der Deputation des Landtages 
an den Kaiſer. Die Deputation war von denſelben vier Männern 
gebildet: unter ihnen befand fih Graf Emmerich Eszterhaͤzy, 
Biſchof von Agram. 


Der Landtag zu Agram erklärte am 9. März 1712 aus eigenem 
Rechte, „aus freiem Willen und eigenem Antriebe“, „aufrichtig 
und mit Stimmeneinhelligkeit“ den Weiberſtamm des Hauſes 
Oſterreich ohne Einſchränkung auf beſtimmte Linien 
beim Erlöſchen des Mannesſtammes als zur Sukzeſſion berufen. “?) 
Auch die auf dem Landtage feſtgeſtellte Anſprache der abgeſandten 
Deputation an den Kaiſer ſprach ganz allgemein von künftiger 
Regierung „des Hauſes Dfterreich in beiderlei Geſchlechtern“ oder 
von der Regierung „der ganzen Nachkommenſchaft der öſterreichiſchen 
Fürſten ohne Unterſchied des Geſchlechtes“. 63) Wenn König Ludwig I. 
bei den Ungarn Anſpruch auf Nachfolge ſeiner Tochter erworben 
habe, jo habe es das Haus Öfterreich mit noch beſſerem Grunde um 
die Kroaten verdient, daß die Kroaten feine königliche Nachkommen— 
ſchaft als Fürſten des Königreiches auch fernerhin ununterbrochen 
anerkennten. Auf diefe Nachkommenſchaft wird das „Königsrecht 
Kroatiens, Dalmatiens und Slavoniens“ übertragen.“) Wohl ab- 
ſichtlich waren die auf weibliche Thronfolge bezüglichen Sätze fo 


62) Benignum regimen Augustissimae Domus Austriacae, cuius deficiente 
masculino .... feminini etiam sexus retinendum .. .. illius nimirum et talis 
foeminini sexus Augustissimi sanguinis Austriaci, qui videlicet non modo 
Austriae sed provinciarum etiam Styriae, Carinthiae et Carniolae possessionem 
habebit et in modo fata (jetzt genannter) Austria residebit .... motu eorum 
proprio atque liberi arbitrii sensu expressam et manifestatam resolutionem 
.... Majestati.... offerant.... Art. VII. Kukuljevié, II, S. 102. Das gleiche 
zeitige Schreiben des Landtages an den Kaifer vom 9. März 1722 (Kukuljevié, 
II, S. 110) iſt nicht bekannt geworden, aber vermutlich irrelevant. 

6) Dicant Status, num non salubrius foret ... . si .... haereditarium 
Augustissimae Domus .... in utroque suo clementissimo sexu nunc et in 
obitum usque mundi suseipiamus gubernium — — — — — — — — — — 
Haereditatis eos (Austriacos principes) in toto gloriosissimo semine suo 
sine discrimine sexus .. . . sequamur subiectione. Aus der offiziellen An- 
ſprache an den Kaifer. Kukuljevié, II, S. 106 f. 

04) Ut reginale semen suum in principes regni perpetuemus .... Regium- 
que ius Croatiae Dalmatiae et Sclavoniae. Ebendaſelbſt. 
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allgemein gefaßt: hausgeſetzlichen oder anderen Anordnungen 
ſollte durch Detail nicht vorgegriffen werden. 

Hiebei werden aber ausdrücklich doch zwei Bedingungen 
geſtellt: Die Landesfreiheiten und Privilegien follen zugleich im 
Namen der künftigen Herrſcher beiderlei Geſchlechtes garantiert 
werden und die Anerkennung gilt nur für diejenige Erzherzogin, 
die künftig Oſterreich, Steiermark, Kärnten und Krain beherrſchen 
und in „Oſterreich“ reſidieren werde. So wenig galt alſo damals 
den Kroaten der auch geſetzlich wiederholt inartikulierte Wunſch der 
Ungarns), daß ihr König möglichſt oft und lange in ihrer Mitte 
reſidiere. Nicht auf Simultanbeſitz Ungarns und Kroatiens, ſon— 
dern auf Simultanbeſitz Kroatiens und der genannten öſterreichiſchen 
Länder wird Gewicht gelegt.“) Daß aber noch mehr, nämlich die 
Pflicht der Herrſcherin, Kroatien auch mit den Mitteln jener Nach— 
barländer zu verteidigen, mitgemeint war, ſagt die mitbeſchloſſene 
Anrede der Deputation an den Kaiſer. Denn die Königin aus dem 
Haufe Oſterreich ſollte ihr Volk, die Kroaten, zuſammen mit den 
übrigen Königreichen nicht bloß regieren, ſondern auch beſchützen 
und verteidigen.) Daß fie katholiſchen Glaubens fein müſſe, iſt 
zwar nicht ausdrücklich geſagt, war aber in einem Lande ſelbſt— 
verſtändlich, in welchem Bodenbeſitz an die Bedingung katholiſchen 
Glaubens, ſogar nach der Beſtimmung des ungariſchen Reichsgeſetzes 
von 1687 (Art. 23) 68) geknüpft war. 

Der Beſchluß des Landtages über die weibliche Thronfolge, 
dieſe vorzeitige und ſelbſtändige Ausübung des Eventualwahlrechtes 
Kroatiens erregte bei den Ungarn den begreiflichen Verdacht irgend— 
welcher Machenſchaften des Kaiſerhofes zur Beeinfluſſung des un— 
gariſchen Reichstages, trotzdem auf ungariſcher Seite aus Höflich— 
keit das Gegenteil geäußert wurde.“ sa) Man könnte, wie um die Be— 
rechtigung des Verdachtes zu ſtützen, anführen, daß der Hof auch 


65) 1546, 18; 1550, 4; 1567, 46; 1608, 18; 1722/3, 8. 

ae, Hebt auch Bidermann, II, ©. 44 hervor. 

6) Austriaca nos habeat Regina, quae nimirum cum residuis et amplis- 
simis provinciis suis haereditariis nos, populum suum, protegat, nos materne 
regat, nos defendat. 

68) Beſtätigt, bezw. erweitert 1715, Art. 30, 125; 1723, Art. 86; 1741, Art. 46. 

sa) Siehe das von Bidermann, II, ©. 243 f. richtig datierte Gutachten 
der „engeren Konferenz“ vom 27. April 1712 bei Kukuljevié, II, S. 107 f. und 
den von Bidermann, II, S. 243 mitgeteilten Brief des Primas von Ungarn 
an den Kaiſer vom 10. April. 


122 Die pragmatiſche Sanktion. 


1722 den ſiebenbürgiſchen Landtag früher als den ungariſchen 
Reichstag beſchließen ließ, um dieſen dadurch willfähriger zu machen. 
1712 hatte aber der Kaiſer mit der geiſtigen Urheberſchaft des 
kroatiſchen Landtagsbeſchluſſes allem Anſcheine nach nichts zu tun. 
Ja, der Beſchluß bereitete ihm zunächſt eher Verlegenheit als 
Freude. Noch hatte er guten Grund, mit Rückſicht auf ſeine Ver- 
bündeten, zumal noch nicht Friede geſchloſſen war, den Schleier 
von dem Geheimnis und dem Trug von 1703 nicht wegzuziehen. 
Es wäre auch voreilig geweſen, Länder in landesgeſetzliche Unions— 
garantien einzubeziehen, von denen er noch nicht wußte, ob ſie 
im Friedensſchluſſe in irgend einer Form vom Ganzen abgetrennt 
würden oder nicht. Sicher iſt, daß er es im Sommer 1711 als 
unmöglich bezeichnet hatte, das geheime Hausgeſetz auch nur am 
Hofe bekannt zu machen.“9) Daneben ſcheint es kleine Rivalitäten 
zwiſchen den Erzherzoginnen, Schweſtern und Nichten (den Töchtern 
ſeines Bruders Joſeph J.), gegeben zu haben, ſicher eine Differenz 
über den Vortritt, die allerdings durch die Mitteilung des Haus— 
geſetzes von 1703 ſchon damals zu Ungunſten der eigenen Schweſtern 
Karls VI. entſchieden worden wäre. Lieber wollte er, der noch 
keine eigenen Kinder hatte, ſchon um des lieben Friedens im Hauſe 
willen, die Sache noch eine Zeitlang auf ſich beruhen laſſen. In 
dieſem Zuſammenhang wird erſt ein Satz der hausgeſetzlichen Dekla— 
ration von 1713 ganz verſtändlich, der betont, daß infolge der 
mitgeteilten Primogeniturordnung den Töchtern Joſephs „all an— 
dere Vorzüge und Vorgänge gegenwärtig“ zuſtünden. 70) Gerade 
zu unrechter Zeit ſchienen ihm darum die Kroaten mit „ihrer Er— 
klärung hervorgebrochen“ 7) zu fein. Die „engere Konferenz“, die 
er um Rat gefragt hatte, mußte ihm erſt klar machen, der kroatiſche 
Landtagsbeſchluß biete eine „gleichſam von Gott geſchickte“, viel— 
leicht ſobald nicht wieder eintretende „Gelegenheit“, die Sache auch 
in Ungarn in Angriff zu nehmen. Da hieß es nun, recht behutfam 
vorgehen, die eben erſt verſöhnten Ungarn ja nicht verſtimmen, 
aber auch die Kroaten bei guter Laune erhalten. 


60) Sieh bei Bidermann, II, S. 244, des Kaiſers Äußerung. 

70) Der Beiſtrich nach: „eben nach dieſem Recht und Ordnung auch“, bezw. 
vor: „Ihnen Frauen Erzherzoginnen all andere ....“ bei Luſtkandl „Kaiſer und 
König“ a. a. O., S. 100, ſtört das Verſtändnis. 

11) Dieſer bezeichnende Ausdruck, wie ich glaube, nach dem Sinne des Kaiſers, 
im Gutachten der engeren Konferenz vom 27. April 1712 bei Kukuljevie, II, S. 108. 
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Die Garantie der Landesfreiheiten ſollte nach dem Verlangen 
der Kroaten vom Kaiſer auch im Namen „ſeiner Erben und Nach— 
folger beiderlei Geſchlechtes“ ausgeſtellt werden. Dies hätte 
bedeutet, daß der Kaiſer das Reichsgeſetz Ungarns von 1687, welches 
dem Reichstag Wahlrecht nach dem Ausſterben des Mannes— 
ſtammes vorbehalten hatte, gemäß dem kroatiſchen Landtagsbeſchluß 
wenigſtens für Kroatien als nicht mehr gültig anſehe. Dies hätte 
aber offenen Konflikt mit dem ungariſchen Reichstag zur Folge 
gehabt. Die Freiheitengarantie wurde darum vom Kaiſer vor— 
ſichtshalber nur im Namen auch ſeiner „Nachfolger“ in Wien am 
16. Mai 1712 ausgeſtellt.7?) Ein undatiertes Konzept auch über 
die Sanktion des Landtagsbeſchluſſes Kroatiens außer der Frei— 
heitsgarantie wurde nicht ausgefertigt.) Eine ſolche Urkunde 
befindet fich auch nicht im kroatiſchen Landesarchiv. In der tat- 
ſächlich ausgeſtellten Urkunde vom 16. Mai 1712 wird der Land— 
tag auf das verwieſen, was ihm die Deputation im Namen des 
Kaiſers über die dem Kaiſer nötig ſcheinenden Maßregeln zur 
Perfektionierung des Werkes mitteilen werde. Es waren die Vor— 
bereitungen gemeint, die einen gleichlautenden Beſchluß auf dem 
ungariſchen Reichstage ermöglichen ſollten. ““) 

Die Sanktion des Landtagsbeſchluſſes von 1712 unterblieb. 
Sie wurde verſchoben oder wurde nicht für nötig gehalten. Die 
Kroaten haben jedoch die darüber verfaßten Artikel immer als für 
fie ſelbſt verbindlich betrachtet und ihre Deputierten, die ſie zum 
ungariſchen Reichstage 1712, 1714 und 1722 abſandten “s), ver- 
pflichtet, von dem Beſchluſſe des Jahres 1712, den ſie Statut und 
Artikel nennen 7e), unter keinen Umſtänden abzuweichen, noch ihn 
beeinträchtigen zu laſſen. Auch bei der Anerkennung Maria 


72) Bei Kukuljevié zweimal, I, S. 383 und II, S. 111 ff., abgedruckt. 

38) Dieſe Vermutung Bidermanns, II, S. 228, hatte der Herr Direktor des 
Agramer Landesarchiv die Güte, durch den dortigen Aktenbeſtand zu beſtätigen. 

4) Im zurückbehaltenen Konzept hatte es geheißen: „Operam daturi (Nos), 
ut quae cepisti consilia ea quoque inclyti Hungariae regni Status et Ordines 
amplectantur.“ 

1) In Congregatione regni de successione augustissimae Domus factae 
declarationi et resolutioni superindeque condito statuto et articulo.... 
derogari non patientur, minus ipsi....ab eodem statuto ullo pacto recedent. 

70) Jus et successionem augustissimi foeminei sexus Austriaci accep- 
tantes et agnoscentes. Kukuljevié, II, H. 124 ff. 
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Thereſias im II. kroatiſchen Geſetzartikel des Jahres 1740 wieſen 
fie außer den ungariſchen Thronfolgeartikeln I und II von 1722 
und 1723 auch auf Artikel VII des Landtagsbeſchluſſes von 1712 
hin?), wobei fie, wieder ohne Beſchränkung auf beſtimmte Linien, 
von der Annahme und Anerkennung des „Rechtes und der Sukzeſſion 
des durchlauchtigſten öſterreichiſchen Weiberſtammes“ (sexus foe- 
mineus) ſprachen. Die Artikel vom 9. März 1712 „ſind ganz 
regelmäßig ausgeſtellt, mit dem Siegel des Königreiches und der 
Unterſchrift des Protonotars verſehen“7s) und befinden fich im 
Agramer Landesarchiv. Es mag ja ſein, daß die autonomen Be— 
ſchlüſſe des kroatiſchen Landtages ebenſo wie die Beſchlüſſe der 
Generalkongregationen der Komitate zu ihrer Gültigkeit der könig— 
lichen Sanktion nicht unbedingt bedurften. Aber der kroatiſche Land— 
tag ließ ſich doch gelegentlich wenigſtens einzelne Artikel von 
Landtagsbeſchlüſſen der Jahre 1643, 1644, 1645, 1649, 1651, 
1654, 1655, 1656, 1659, 1660, 1674, 1675, 1676, 1681 im letzt⸗ 
genannten Jahre durch Kaiſer Leopold als Ganzes auf einmal 
ſanktionieren, weil der Landtag auf den königlichen Schutz dieſer 
Geſetze Wert legte.) Man könnte auch anführen, daß das Wahl— 
recht beim Ausſterben des Mannesſtammes des Herrſcherhauſes 
nur dem Lande zuſtand und daß, wenn irgendwo volle Eigen— 
berechtigung und Selbſtbeſtimmung galt, dies gerade für die vor— 
zeitige Ausübung des Eventualrechtes gelten mußte, ſo daß die 
dem Lande geſetzmäßig allein zuſtehende Verfügung über den ver— 


) So berichtet mir gütigſt Herr Direktor Dr. Ivan Bojničić, wobei er 
hinzufügt: „Die Beſchlüſſe des Kroatiſchen Landtages bedurften niemals einer 
beſonderen Sanktion. Wir beſitzen die Originalartikel von vollen drei Jahrhun— 
derten, jedoch keine einzige Sanktion. Die Artikel wurden eben ſchon durch den 
Beſchluß des Landtages zum Geſetze.“ 


7s) Adam Wolf, „Die Geſchichte der pragmatiſchen Sanktion bis 1740”, 
Wien 1850, S. 38, behauptet, die kroatiſchen Stände hätten die pragmatiſche 
Sanktion am 9. März 1722 angenommen. „Ein Jahr früher“, ſagt er nach Er— 
wähnung des Jahres 1723. Luſtkandl, „Kaiſer und König“, a. a. O. S. 102, 
gibt das Datum 9. März 1721. Aber beide Daten ſind unrichtig. Nur der 
9. März des Jahres 1712 kommt in Betracht. Denn wie mir der Herr Direktor 
des Agramer Landesarchivs gütigſt ſchriftlich mitteilte, gab es im März 1722 
überhaupt keinen Landtag, und wurde über die pragmatiſche Sanktion bis zur 
Huldigungsadreſſe Kroatiens vom 1. Dezember 1740 auf dem Landtage überhaupt 
nicht mehr verhandelt. Vgl. oben Anm. 57. N 


”) Bei Kukuljevié, II, S. 84 bis 90. 
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waiſten Thron ſtrenge genommen keiner Sanktion oder nur inſoweit 
einer ſolchen bedurfte, als die Verfügung an Bedingungen wie 
Freiheitengarantie geknüpft war. Sicher ſcheint mir bei alledem 
doch zu fein, daß den Kroaten eine ausdrückliche Sanktion ihres, 
Thronfolgebeſchluſſes 1712 lieber geweſen wäre. 

Es dürfte daher ihren Proteſt hervorgerufen haben, als der 
ungariſche Reichstagsbeſchluß von 1715 (Art. III) zuſtande kam, 
daß nach dem Erlöſchen von Kaifer Leopolds I. Mannesſtamm das. 
Recht der Stände, den König zu wählen, in Kraft zu treten habe. 
Wenn dieſer Proteſt tatſächlich eingelegt wurde, ſo bedeutete er die 
Mißachtung auch des parlamentariſchen Verbandes Kroatiens mit. 
Ungarn. 


(Fortſetzung folgt.) 


SN 


Islands Ausiehen. 
Don Prof. Dr. Wilhelm Götz, München. 


Eine Frage von praktiſcher Tragweite wird erörtert, wenn 
man den Wechſel des Ausſehens und der wirtſchaftlichen Leiſtungs— 
fähigkeit der Länder prüft, wie ſolcher nach Verlauf einer Reihe 
von Jahrhunderten deutlich genug erkennbar wird. Hiebei handelt 
es ſich ja alsbald um die kauſalen Mächte, von welchen die wahr— 
genommenen Anderungen herrühren, im beſonderen darum, ob 
es der Menſch ausſchließlich ſei, welcher die Ausſtattung und den 
wirtſchaftlichen Wert ſeiner Wohnräume und Nutzgebiete jeweilig 
höher geführt oder durch Unverſtand und Läſſigkeit herabgemindert 
habe? Oder ſollte auch unabhängig vom Verhalten der 
Bewohner ein und der andere Naturvorgang eine Ver— 
ſchiebung des Länderwertes bringen? 

Die Bejahung der letzteren Frage erachtet Verfaſſer für ge— 
boten. Er glaubt auch, die Gründe hiefür bereits zureichend dar— 
getan zu haben, und zwar ſowohl durch Belege aus der ſubtropiſchen 
und der gemäßigten Zone (ſ. des Verf. „Hiſtor. Geographie“) als 
auch durch allgemeine phyſiſche Vorgänge in der Erdrunde. !) 

Bei der Umſchau nach örtlichen Tatzeugniſſen treten ohne 
Zweifel z. B. die Länder am Mittelmeer kräftiger ins Auge als 
etwa jene von Mitteleuropa. In letzterem wird durch die Gleich— 
mäßigkeit des atlantiſchen Klimas und aller weſentlichen phyſika— 
liſchen Eigenſchaften des Bodens weit mehr die Gleichheit der 
Naturgrundlage der organiſchen Weſen, alſo auch des Menſchen, 
auf lange Zeiträume geſichert, als in der nächſtſüdlichen Zone. Noch 


1) Meteorolog. Zeitſchrift (Wien), 1905. 
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näher aber als etwa durch eine Unterſuchung über Deutſchlands 
und Frankreichs Naturänderung würden wir zur Beantwortung 
unſerer Hauptfrage gelangen, wenn wir noch weiter nördlich uns 
in das Bereich meerumwundener Lande begeben. Denn hier ſind 
die klimatiſchen Gegenſätze innerhalb der Jahreszeiten noch geringer, 
wie auch die abgeſchwächte Kraft der Sonnenbeſtrahlung noch mehr 
ein gleichmäßiges Wirken der Klimafaktoren begünſtigt, als derlei 
etwa an der Mittel-Elbe ſtattfindet. So finden wir uns auf Skan— 
dinavien, Nordſchottland und jedenfalls auch auf das große Feſt— 
landſtück zwiſchen Norwegen und Grönland hingewieſen, nämlich 
auf Island (104.700 Quadratkilometer). 

Island umſpülen auf allen Seiten Fortſetzungen und End— 
zweige der warmen Strömung, welche vom Oſten Amerikas kommt; 
ſie ſorgen für feuchtere Luft und dank der bergig emportretenden 
Bodengeſtalt für ausgiebige Niederſchläge in jeder Jahreszeit: trotz 
der Berührung des Polarkreiſes vermag die Inſel die große Mehrzahl 
ihrer Herdentiere im Winter ohne alles Obdach am Leben zu 
erhalten. 

Immerhin können wir für die Zeitſpanne von der erſten 
dauernden Beſiedlung der Inſel an bis heute Anderungen im Aus— 
ſehen derſelben erkennen, welche nicht nur von ihrem eruptiven 
Charakter und von den Bewohnern bewirkt wurden, ſondern auch, 
wenn ſchon in geringerem Maße, von einer erſichtlichen Abſchwä— 
chung der Bodenfeuchtigkeit zeugen. Jedoch trachten wir nicht nur 
das letztere an einigen Symptomen zu erkennen, ſondern die manch— 
fache Anderung kurz zu zeichnen, welche Island innerhalb etwa 
6— 700 Jahren, beziehungsweiſe auch von feiner norwegiſchen Ve- 
ſetzung an, im geographiſchen Ausſehen erfahren hat. 


I 


Island um 1200 n. Chr. 


Seit 874 erfolgte bekanntlich nach zwei Entdeckungsfahrten 
von Seiten ſkandinaviſcher Schiffsführer die raſche Beſitzergreifung 
der begrünten Landſchaften durch norwegiſche, auch durch ſchwediſche 
Auswanderer. Vor ihnen hatten nur einmal iriſche Mönche, wahr— 
ſcheinlich nur eine Anzahl von Monaten hindurch, es mit der 
Anſiedlung verſucht. (Von den Fär-öer allerdings ſahen ſich Cin- 
ſiedler aus Island erſt nach etwa hundertjähriger Benützung dieſer 
begraſten felſigen Gruppe, welche ſehr viele Schafe ernährte, durch 
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die räuberiſche Gewalttätigkeit herbeigekommener Normannen ver- 
trieben. Beides nach Dicuil, welcher um etwa 825 n. Chr. in ſeinem 
Buche „de mensura orbis“ berichtete.) 


Ein herrenloſes Land mit vielem reichlichen Graswuchs, zahl— 
reichen Birkenwäldern, durchmiſcht mit Weiden und Ebereſchen, 
ſodann mit ergiebigſtem Fiſchfang und maſſenhaften Scharen größerer 
Vögel, darunter namentlich auch Gänſe und Schwäne — mußte 
umſomehr in wenig Jahrzehnten beſetzt ſein, als es Raum genug 
für friedliches Selbſtzuſprechen ausgedehnter Bodenflächen darbot. 
Von Anfang an ging man hiebei unter Lenkung von Seiten einer 
gemeindlichen Ordnung vor, und an allen vier Seiten der Küſte, 
wo nur immer Talzüge und niederes Flachland in das Binnen— 
gebiet ſich tiefer hineinzogen — kam es zu mehr oder weniger langer 
Aufeinanderfolge einzelner Anweſen, zuweilen auch kleiner Gruppen 
von ſolchen. Bis um etwa 950 war das meiſte nutzbare Land in 
die Hände fleißiger und kundiger Herdenbeſitzer gelangt, welche ſich 
auch nach Möglichkeit mit dem Anbau von Gerſte bemühten, wie 
in ihrer norwegiſchen Heimat. Letzteres bekunden uns Einzel— 
heiten genug. Vor allem erhielt eine große Anzahl von Gehöfte- 
gruppen oder „Ortſchaften“ Namen, welche „Akr“ oder verwandte 
Begriffe enthalten. Als dann das Chriſtentum die Religion der 
Bevölkerung wurde, ward Kirchen da und dort Ackerland zugewieſen 
und man beſtimmte Naturalabgaben von Körnerfrucht als ihre 
jährliche Einnahmen.?) 

Allerdings blieb es hiebei unſicher, ob alljährlich reife Frucht 
gewonnen wurde, weshalb man es ausdrücklich als beſonderen Vor— 
zug einzelner Grundſtücke erwähnte, daß ſie Jahr für Jahr ſich 
verläſſig erwieſen. Allein dies kann wohl ebenſowenig ein Zeugnis 
gegen die Verwendung nicht weniger Tieflandſtreifen für Gerſten— 
oder Haferſaat bilden, als wenn wir erfahren, daß auf den Hoch- 
gelegenen Stufen des Puſtertales oder im Sextentale die ſchwäch— 
lichen Roggen- oder Gerſtenhalmbeſtände infolge von Fröſten im 
Juni oder im Septemberanfang keine Körnerernte gewähren. Denn 
dieſes Fehlſchlagen hielt die Bewohner nicht ab, lange Zeiten hin— 


) Dieſe Tatſache zu Gunſten des verbreiteten Getreidebaues führt K. v. 
Maurer in ſeinem „Island, bis zum Untergang des Freiſtaates“, 1874, S. 17 
an, obwohl er in ſehr beſtimmter Form jede klimatiſche Anderung vom 11. Jahr— 
hundert bis heute für ausgeſchloſſen erklärt. 
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durch ihre wenig lohnenden Arbeiten daran zu ſetzen. Die Beſtellung 
von Getreideäckern, welche auch im Norden, u. a. auf Fjordinſeln, 
mit Erfolg ſtattfand, trat freilich ohne Zweifel nach ausgiebiger 
Verdichtung der Bevölkerung, wie wir ſie bis zum Ende des 
12. Jahrhunderts uns zu vergegenwärtigen haben, hinter den 
Arbeiten am Boden zurück, mit welchen man auf reichliche Wieſen— 
grasgewinnung bedacht war. Den Wert regelmäßiger Bewäſſerung 
für Heuſchlag erkannte man bald genug, um wenigſtens dem Rind 
im Winter, am Frühjahrsende wohl auch den Pferden das 
Notwendigſte geben zu können. Nahe allen nicht geradezu ärm— 
lichen Anweſen hoben ſich von dem mattfarbigen oder ſteinigöden 
Gelände belebte Wiesflecke ab, deren dichtes und höheres Wachstum 
murmelnde Waſſerläufe in feuchten Gräben ſicherten oder bewirkten. 
Flüſſe und Bäche ſtarken Gefälles ſtrömen ja von der Höhenmaſſe 
des Landes reichlich zu den manchfaltig einſchneidenden Fjorden, 
um für jene ſeitwärts andauernd genug Waſſer abgeben zu können. 
Brachten daher die Anſiedler auch nicht von ihrer Heimat die 
Gewohnheit künſtlicher Bewäſſerung mit, ſo legte doch die Natur 
der Dinge dem intelligenten Volke jener Jahrhunderte Islands 
eine ſolche Verbeſſerung von Grasflächen überaus nahe. So kam 
es ſchon in jenen Zeiten zu beſonderen Vorſchriften über die Ye- 
nützung von Waſſerleitungen durch den einzelnen Grundbeſitzer, 
ganz wie bei uns in deutſchen Gebieten, namentlich für Bäche 
und kleinere Flüſſe. (Siehe Maurer, S. 403.) Insbeſondere war 
derlei Waſſerbenützung naturgemäß für den „Tun“, ein Grund— 
ſtück, welches man vor den Weidetieren mit einer niederen Mauer 
aus Raſenſtücken und Steinen ſicherte. Bald mußte man auf aus— 
gedehnteren Flächen wohl auch wahrnehmen, daß derlei Schutz— 
mauer gegen die austrocknende und ſonſt verwüſtende Heftigkeit der 
ſo häufigen Sturmwinde eine erfolgreiche Vorkehrung ſei. 
Immerhin war es ungleich wichtiger und für das Ausſehen 
Islands beſonders vorteilhaft, daß in den vielen Fjordtälern land— 
einwärts, ſodann längs der Gewäſſer reiche Grasweideſtriche ſich 
darboten. Dies machte in den erſten 60—80 Jahren der Beſied— 
lung immer neue Landverteilungen möglich und ließ die geſamte 
Viehzucht beſtens entwickeln, ſo daß von Anfang an der Ertrag 
des Grasbodens und der Herde den weitaus vorherrſchenden Er— 
werbszweig bildete. Beſonders im Norden zogen viele Täler und 
Senkungen zwiſchen düſteren Bergrücken durch ſaftiges, nahrhaftes 
Oſterr.⸗Ungar. Revue. Heft 2. 9 
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Grass), an „Hochweide“, d. h. Weideland in höher gelegenen 
Talungen, gab es freilich auch im Weſten und Oſten beträchtlich 
viel, wenn auch Gras und Kraut dort den Boden meiſt nicht 
wirklich überkleideten. 

So wurden denn dieſe Gegenden von zahlreichen Herden durch— 
zogen. Gewiß beſtanden dieſe von vornherein meiſt aus Schafen; 
aber zahlreich waren auch die Rinder und damals wohl erſt an 
dritter Stelle die Pferde. Nach verſchiedenen Einzeltatſachen aber 
war damals immerhin das Großvieh verhältnismäßig beträchtlich 
zahlreicher als in der Neuzeit“). Viele Pferde zu halten, brachte 
der Transportbedarf für die Waren und Perſonen auch bei geringen 
Entfernungen mit ſich; die Milch der Kühe ſodann bildete ein 
wichtiges tägliches Nahrungsmittel allenthalben. Unbedingter noch 
hatte man die Rindshäute nötig, um dem manchfaltigſten Leder— 
bedürfnis zu genügen. Das Schaf hatte vor allem Milch zu ſpenden, 
auch zur Herſtellung von Butter. Damals hegte man aber auch 
Ziegen, da es nicht an dem reichlich nötigen Futter von Stauden 
(Erlen, Sorbus) fehlte. Schweine werden auch in den erſten Jahr- 
hunderten wenig Verbreitung erlangt haben. Die allmähliche Ver- 
ſtärkung der Schafzucht hing mit der Volksmehrung zuſammen; 
denn dieſe drängte dazu, die Weidenutzung in ſterilere und höhere 
gelegene Striche auszudehnen, deren Boden für Rind und Pferd 
nicht mehr aufzukommen vermochte. 

Die „unproduktive Bodenfläche“, das ſteinige, moosbedeckte und 
ſonſt unverwendbare Gebiet der Inſel nimmt allerdings den weit- 
aus größeren Teil ihrer Geſamtfläche ein, meiſt zerbrochene Lava, 
Moor, vulkaniſcher Sand und Aſchenlagen, und zwar mehr aus 
rezenter Zeit, als aus der des Diluviums und der vorhergehenden 
Periode. Aber das Geſamtareal dieſes Odlandes war beträchtlich 
geringer als heute, zumal im Verhältnis zu der eigentlichen Weide— 
bodenfläche. 

Verſchüttende Eruptionen, die am beſtimmteſten dieſes Ver— 
hältnis änderten, fanden natürlich wie vor der Beſiedlung ſo auch 


) „Im Norden ſteht das Gras viel dichter und ift ſaftiger als in ſüdlichen 
Ländern, lebendiges Grün und Tauſende von Blumen, welche einen lieblichen 
Schmuck vieler isländiſchen Landſchaften geben“, zeigen einen „wohltuenden Gegen— 
ſatz zu den Lavawüſten“ weiter Gebiete. (v. Maurer). 

) Mehrere Beiſpiele und Notizen bringt hiefür gerade auch Maurer 
S. 398—401, a. a. O. 
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in den erſten Jahrhunderten nach ihr ſtatt. Aber die ausgeworfenen 
und ausſtrömenden vulkaniſchen Maſſen lagerten fih noch nicht 
ſo weit in das flachere Land, in die breitere Nutzfläche hinaus 
ab, als nach 1200. Jene älteren und älteſten Zeiten boten noch 
die energiſchere Modellierung der Inſel dar, welche vor allem 
durch Eroſionstäler und andere Furchen ſich ergab, die von den 
Schmelzwaſſern des (in Island naturgemäß verſpäteten) Schluſſes 
der Eiszeit und den gleichzeitigen verſtärkten Niederſchlägen aus— 
gearbeitet waren. Der größere Waſſerreichtum der Vorzeit, dieſer 
plaſtiſch tätige Faktor ſtellte noch eine beträchtliche Reihe von Jahr— 
hunderten hindurch die konkaven Räume her, in welche die älteren 
Lava⸗- und Schuttſtröme hauptſächlich Aufnahme erhielten. So waren 
es dann erſt die ſpäteren Eruptionen, deren glutflüſſige und pul- 
veriſierte oder auch trümmerige Maſſen ſeitlich und nach vorwärts 
über die tiefere Furchenlage ſich hinausgedrängt fanden und auf 
fruchtbarer Fläche ſich ausbreiteten. — Mit der Vulkanität hängen 
auf dieſer Inſel wohl nahezu alle ihre ſo häufigen Erderſchütterungen 
kauſal zuſammen, durch welche in merkwürdiger großer Anzahl 
Bergrutſche oder große Felsabbrüche herbeigeführt wurden. 

Das Auftreten der heißen Quellen, ſeien fie ſtändig oder inter- 
mittierend, war vor 1200 ſehr wahrſcheinlich minder reichlich als 
ſpäter. Da dieſe Waſſer durch die Mitteilung von Wärme an 
den Pflanzenboden und für den Wirtſchaftsbedarf des Bauern 
und Hirten ſich ſehr nutzbar erweiſen, würde die reiche Literatur 
jener älteren Zeit wohl ſie zuweilen erwähnen, wenn in dieſer 
Hinſicht die Natur fo ergiebig geweſen wäre, als etwa im 18. Jahr- 
hundert. Mit dem häufigeren Ausbrechen der vulkaniſchen Eſſen 
durch die Krater und Riſſe der ſtumpfen, älteren Erſtarrungsgebilde 
nach 1200 kam es auch zu einer zahlreicheren Eröffnung dauernder 
heißer Quellen. Wenn man aber vom Sinterkogel des bekannten 
Großen Geyſirs zu dem Berechnungsergebnis kommt, daß dieſe 
periodiſche Quelle im Anfang des 9. Jahrhunderts entſtanden ſein 
werde, ſo entſpricht dem inſoferne eine Schilderung des Saxo 
Grammaticus aus dem Ende des 13. Jahrhunderts, als dieſe nahezu 
mit Gewißheit eine Darſtellung dieſes Geyſirs bietet. 

Den bemerkenswerteſten Zug aber in der Landſchaft bildeten 
auch hier die menſchlichen Anſiedlungen ſamt den für die Sommer— 
monate um des Weideviehs willen erbauten Hirtenwohnungen in 
höher gelegenen Weideſtrichen. Beſonders mit Hilfe der Anweſen 

9* 
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wurden die bewohnten Teile der Inſel befähigt, zwar nicht farben— 
reiche, jedoch durch die Verſchiedenheit der Erſcheinungen immerhin 
anſprechende Bilder zu gewähren. Denn es beſchäftigte das Auge 
lebhafteres Grün, zumeiſt nahe raſch vorwärtseilenden oder über 
Trümmer dahinſtürmenden Bächen und Flüſſen, Waſſerfälle und 
ſeenähnliche Erweiterungen, dazwiſchen aber die umfangreichen 
Bauernhofbaulichkeiten, zudem das anmutige Birkenlaub zahlreicher 
Waldſtreifen: dies alles aber innerhalb dunkler Rahmen baſaltiſcher 
und anderer Rücken und geſtreckter Abzweigungen oder mit dem 
Hintergrunde lichtvoller Firnfelder, deren Gletſchereis talwärts 
zieht. An den vielen Fjorden und ihren ſchmalen Seitenbuchten 
geſellte ſich hiezu noch der Reiz dieſer Meeresfühler und einzelner 
Ortſchaften, d. i. Häuſergruppen, während das regſte Leben der 
nordiſchen Vogelwelt ſich auf den Küſtenfelshöhen entfaltete und 
zu jeder Jahreszeit Fiſcherbobte den Reichtum dieſer Gewäſſer 
bezeugten. 

Die Gehöfte machten wohl zumeiſt mehr den Eindruck be— 
häbigen Wohlſtandes, als es durch die Tatſachen veranlaßt war. 
Wir nehmen hiebei gewiß mit zweifelsfreiem Grunde an, daß die 
Anlage eines Anweſens ſchon im Anfange weſentlich jo geftaltet 
war, wie noch im 18. Jahrhundert: kleine Hausgeſtalten in größerer 
Zahl, dicht nebeneinander mit ihren Giebeln in gleicher Front, für 
die verſchiedenſten Wohn- und Wirtſchaftsaufgaben beſtimmt, dem- 
gemäß in Größe und Ausſtattung, nicht aber in der Form manch— 
faltig, meiſt 5—10 (heute ſelbſt bis 30) Firſte. Hiebei wurden 
zumeiſt Pferde und Schafe nicht einmal in Winterſtallungen ge— 
ſchützt. Dieſe Tiere verwies man im ganzen ſchon damals auf 
Selbſtverſorgung durch Scharrfutter. Allerdings ward dieſe etwas 
brutale Behandlung ſpäter noch allgemeiner. Denn es wird aus 
Verhandlungen und Einzelnotizen der früheren Zeit erkennbar, daß 
man in Heugewinnung eifriger war als ſpäter. Freilich könnte 
dieſelbe auch lediglich für die damals zahlreichere Rindviehhaltung 
ſtattgefunden haben. (Die unanſehnliche Höhe der Pferde Islands 
wird ſicherlich mehr auf die vernachläſſigte Fütterung als auf das 
Klima zurückzuführen ſein.) 

Daß wir die Baulichkeiten für das 10. bis 12. Jahrhundert 
ganz ähnlich den neueren vorausſetzen, beruht weſentlich auf der 
Tatſache, daß in Norwegen und Schweden die Holzbaukunſt im 
11. und 12. Jahrhundert eine hochentwickelte war, bewieſen durch 
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die ſogenannten Stabkirchen jener Zeit und durch die mancherlei 
Bezeichnungen der Holzbauteile, welche doch nicht erſt durch die 
Kirchenkonſtruktionen aufkamen, ſondern durch ſie höchſtens eine 
Bereicherung erfuhren. Immerhin konnten in dieſer älteren Periode 
naturgemäß Balken, Pfoſten und die Dielen des Daches nur dürf— 
tiger und roher ins Auge treten, da man noch ausſchließlicher 
vom Treibholz und von den Birkenſtämmen des Landes abhängig 
war, letztere allerdings damals ſtärker waren als heute. Der Jm- 
portverkehr konnte jedenfalls die Bauhölzer nur verhältnismäßig 
teurer abgeben als im 19. Jahrhundert; die Eiſen- oder Stahl- 
werkzeuge waren primitiver in Material und Ausführung; ja es 
wurde neben ihnen im 9. und 10. Jahrhundert noch von ſo manchem 
das Holz mit Steingeräten bearbeitet. Um 1200 allerdings waren 
die Berührungen der Isländer mit den fortgeſchrittenen Kultur— 
ländern jchon derart, daß es ihnen an der Kenntnis entwickelter 
Gewerbe und künſtleriſcher Leiſtungen nicht fehlen konnte. Denn, 
wenn auch die einheimiſche Kirchenausſtattung ſehr beſcheiden blieb, 
ſo war man doch eifrig im Pilgern nach Rom, und zwar durch 
Mitteleuropa (ſchon aus dem 10. und 11. Jahrhundert überliefert 
ein Wallfahrerverzeichnis aus dem Kloſter Reichenau 39 Isländer), 
wie dann im 13. Jahrhundert die kirchliche Touriſtik der Inſel 
ihre größte Lebhaftigkeit erreichte; ſchon um 1150 aber beſaß man 
ein Itinerarium hiefür. 

Doch konnte dies nicht eigentlich die Kaufkraft der Inſelbe— 
wohner ſtärken, weshalb für die damaligen Zeiten mehr als für 
das 18. und 19. Jahrhundert die „Mauern“ der Baulichkeiten 
aus Torf, Raſen und Steinen die Regel bildeten und nur die 
Dächer ſamt Giebel und ſelbſtverſtändlich Türen und andere Öff- 
nungen Holz beanſpruchten. 

Um die Gehöfte ſah man ſchon infolge des nahen oder ange— 
ſchloſſenen „Tun“ und um 1200 auch nicht ſelten des Gartens 
für anſpruchsloſe Gemüſe, an den Fjorden auch die Hilfsmittel der 
Fiſcherei und des Vogelfanges, überall aber auch etliche Haus— 
tiere. Wo ſich eine Gruppe von Anweſen zeigte, da gab es dann 
nicht ſelten noch den ſchmuckloſen Holzbau der Kirche ſamt Fried— 
hof, freilich keinen Turm noch Kuppel oder dergl. Aber man traf 
da auf eine Art Kulturſitz in geiſtiger und in erwerblicher Hinſicht 
und die räumlich große Erſtreckung der Pfarrbezirke diente dem 
Unterhalt lokaler Wege, wie das Bedürfnis, aus Binnentalland— 
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ſchaften zur Lände der Handelsſchiffe zu kommen, Reitwege über 
Berghöhen und durch die Wälder der duftreichen isländiſchen Birke 
entſtehen ließ. 

Wäre nicht beträchtlich viele wilde Fehde (vor allem in dem 
reichlich beſiedelten Südweſten) bereits um 1200 (im 13. und 
14. Jahrhundert freilich weit mehr) dem Gedeihen der Inſel ent- 
gegen geweſen, ſo konnte bei der frühzeitigen Ausbildung der 
Grundbeſitzordnungen und der Wieſenpflege die damalige Über— 
ſchau über die bewohnten Täler und flacheren Striche Islands 
nur mit einem anſprechenden Geſamtbilde erfreuen, namentlich ſo— 
bald ſüdlichere Nachbarländer, wie etwa Schottland und Norwegen, 
zum Vergleiche herangezogen wurden. 

Zudem waren die feindlichen Naturkräfte der Inſel, die Vul— 
kanität und ihre Begleit- und Folgeerſcheinungen, damals offenbar 
weniger tätig als in den kommenden Jahrhunderten. Es trifft 
ja hier nicht ebenſo als anderwärts zu, daß wir aus dem Still— 
ſchweigen der Überlieferung nicht auf das Ausbleiben von Ereig— 
niſſen ſchließen dürften. Denn die chronikaliſchen und ſonſtigen 
Überlieferungen, geſchrieben und gedruckt, wie ſie Island bietet, 
ſind im Verhältnis zur benützten Gebietsgröße weit zahlreicher und 
inhaltlich mannigfaltiger als etwa jene Deutſchlands aus gleicher 
Zeit. Sie hätten nicht ſo ungemein ſpärlich der ſchweren Stö— 
rungen im Grundbeſitz und im Beſtande der Siedlungen Erwähnung 
getan, wenn ebenſo empfindlich als weiterhin Verwüſtungen der 
Vulkane, Erdbeben und Vermuhrungen über die Bevölkerung ge— 
bracht worden wären. 


(Schluß folgt.) 


I 


Gedichte. 


Don Jenny von Reufj-Hoernes, Graz. 


Intempestiva nocie. 
Eine zeitloſe Stunde ift in der Nacht, 
Die ſollſt du nicht ſchauen. 
Wer da noch wacht, 
Erblicket das Grauen. 
Der ſieht es gleiten auf blutigen Sohlen, 
Der hört tote Sünden neu Atem holen, 
Der hört ſie rütteln an ihren Grüften, 
Der hört die Seufzer der Stille in Lüften 
Aufſtöhnen in nie endender Qual 
Und über den Himmel bis tief zu Tal 
Hingellen wie Fluch und Racheſchwur 
Den Schrei der Natur. 


a8 


Der Rleinitadt. 
Wenn ich einſt ſterbe — hier nicht möcht' ich ſterben, 
Wo der Philiſter feil die Zunge wetzt, 
Sich lüſtern ſchmunzelnd an Skandälchen letzt 
Und fremdes Glück behaglich ſchlägt in Scherben. 


So lang ich lebe, mögt ihr mich begeifern. 
Nur Sporn und Ehre wär' mir euer Haß, 
Gält' er mir mehr, als wenn ohn' Unterlaß 
Die biſſigen Köter in den Gaſſen eifern. 


So lang ich lebe und ſo lang ich ſinge, 

Beſchau' ich's lächelnd, werft ihr Stein um Stein, 
Seid ihr zu grob, ſo ſchlag' ich ſauſend drein, 

Es führt mein Lied gern eine ſcharfe Klinge. 
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Doch nur nicht fterben hier! — Drum bet’ ich täglich. 
Daß euer plumper Fuß mein Grab betritt. . .... 
Ich tot und wehrlos unter eurem Schritt — 

Das auszudenken iſt mir unerträglich. 


as 


Rolenevangelium. 
Ich mag die Lilien nicht, die ernſten, bleichen, 
Die uns ſo fragend in das Antlitz ſehen, 
Die keuſch verneinend einem Vorwurf gleichen, 
Hochmütig ſtolz an graden Stengeln ſtehen. 


Die Rofen liebe ich, die herzblutroten, 
Die Sonnenküſſe düfteſchwer erſchließen, 
Die ſüß beredt, nach göttlichen Geboten 
Uns Leben predigen, Lieben und Genießen. 


as 


Nacht. 
O lern’, mein Herz, das einjt jo wild geſchlagen, 
In unbezwungnen Gluten hat gepocht, 
So ſtolz gewünſcht, ſo mächtig unterjocht, 
Nun lerne, was du nie gekonnt: entſagen! 


Die Säulen deines Hoffens ſind zerſchlagen, 

Im Lämpchen deines Glücks verſchwelt der Docht, 
Du haſt ihn neu zu zünden nicht vermocht, 

Nun lern' die Nacht und Finſternis ertragen. 


Nein — ſuche nicht! — Dir leuchten keine Sterne, 
Ein Abgrund ſtarrt der Himmel über dir, 
Vergeblich ſpähſt du ſehnend in die Ferne. 


Und ſähſt du auch im Weiten ſanft ſich's röten, 
So iſt's kein Tag — iſt nur, o glaube mir! 
Verlohtes Glück, dich langſamer zu töten. 


EN, 


Glückes Ende. 
Ein ſüßes Glück, zu übermächtig groß, 
Fiel eines Sonnentags mir in den Schoß — 
Ich war in Wonnen trunken. 


Kaum, daß ich lichtentwöhnt und überraſcht 
Mit ungeübten Fingern es erhaſcht, 
Da war es ſchon verſunken. 


Gedichte. 


Und wie ein Kind, dem ein Inſekt entflog, 
Um das die Fauſt ſich ängſtlich ſchützend bog, 
Schaut' ich die leeren Hände. 


Ich hab' geträumt, daß ich ſo ſelig war, 
Zur Sonne kehrt mein Glück, die es gebar — 
Schweig' Herz! ſo iſt das Ende. 


a8 


Fata Morgana. 


Sternlos war die Nacht, 

Einſam irrte ich durch leere Räume. 

Da zerriſſen des Gewölkes Säume 
Plötzlich wie durch eines Zaubers Macht. 
Und ich ſah in ferne, lichte Weiten, 

Sah des Glückes goldne Segel gleiten, 
Sah der Hoffnung farbige Wimpel wehn, 
Aphroditen ſelbſt am Steuer ſtehn. 

In der Schönheit tiefe, blaue Flut 

Goß ſie lächelnd duftend Roſenblut, 
Grüßte mich mit Blicken zärtlich heiß, 
Winkte mir mit Händen ſchlank und weiß, 
Offnete der Lippen Purpurrand, 

Sprach ein: Komm! mir lieblich zugewandt. 


Und die Arme hob ich hoch empor 
Sehnſuchtsvoll in heißem Glückbegehren. 
Weh! Da ſenkte ſchwarz ſich Flor auf Flor, 
Mir den Blick ins All des Lichts zu wehren. 
Und in Tränen bin ich jäh erwacht 

Knieend an dem Grabe meiner Träume. 
Einſam irre ich durch leere Räume, 

Sternlos iſt die Nacht. 


o 
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Eine Madonna von Jolet Galler. 


Eine Bildhauergeſchichte, den Akten und brieflicher Mitteilung nacherzählt von 
Adolf Prack, Purkersdorf. 


„Des beſten Künſtlers herrlichſten Gedanken 
Ein einz'ger Marmor kann ihn ganz enthalten, 
Doch muß, will ihn der Meiſter uns entfalten 
Die Hand dem Geiſt gehorchen ohne Wanken.“ 
Aus einem Sonett von Michel Angelo Buonarotti. 


L 


Der Name des Bildhauers Joſef Gaſſer iſt wohl nicht bloß 
den Wienern, ſondern auch in den weiteſten Kreiſen der Kunſt— 
welt bekannt. 

Er ſelbſt, eine in der Höhe von beiläufig ſechs Fuß per— 
ſönlich auffallende Erſcheinung, wenn er fo mit breitem Künſtler— 
hute, langem Rocke, in früheren Jahren auch mit langen Haaren 
und in etwas vorgebeugter Haltung, über den Graben und ohl- 
markt ſchritt, hat mit dieſem, häufig den Künſtler bezeichnenden 
Außeren, wohl manches Vorübergehenden Blicke länger angezogen. 

Künſtleriſch Hand in Hand gehend und doch verſchieden von 
ſeinem, am 2. Oktober 1817 zu Eiſentratten in Kärnten geborenen 
und am 24. April 1868 zu Peſt verſtorbenen Bruder Hans 
Gaffer, für deffen Kunſtgenie die in Wien, Wiener Neuſtadt, 
Graz, Klagenfurt und Oxfordt) aufgerichteten Standbilder und das 


1) In Wien: Die Statue der Kaiſerin Eliſabeth am Weſtbahnhofe, das 
Denkmal Mozarts am Zentralfriedhofe, das Donauweibchen im Stadtpark, die 
Statuen der heil. Eliſabeth und des heil. Johannes an der Südſeite der Stefans— 
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in Villach im Jahre 1871 ihm gewidmete Ehrendenkmal Zeugnis 
geben, iſt Joſef Gaſſer von Valhorn am 22. November 1816 
zu Prägarten, im Bezirke Windiſch-Matrei, in Tirol geboren und 
ſtarb am 28. November 1900, im hohen Alter von 84 Jahren. 
Er überlebte alſo ſeinen jüngeren Bruder um mehr als 32 Jahre. 
Seiner hervorragenden und vielfachen Verdienſte um die plaſtiſche 
Kunſt wegen, wurde er im Jahre 1879 geadelt. 

Beide Brüder waren Söhne eines Tiſchlers und Holzſchnitzers 
und verrieten ihr außergewöhnliches Talent ſchon frühzeitig in 
Holzſchnitzarbeiten. Die höhere Ausbildung wurde ihnen zuerſt an 
der Wiener Kunſtakademie zu Teil, welche Joſef Gaſſer im 
Jahre 1837, als ein Schüler Kliebers beſuchte und bei der er 
wieder in den Jahren 1865—1873 als Profeſſor wirkte. Die Lehr- 
jahre von Hans Gaſſer begannen dort im Jahre 1838, worauf 
er im Jahre 1842 zu München, unter Schnorr und Kaulbach noch 
höher ftieg; dann im Jahre 1847 nach Wien zurückkehrte und 
eine Zeitlang als Profeſſor des Zeichnens und Modellierens bei 
der Akademie angeſtellt war. 

Von den Werken, welche den Namen Joſef Gaſſers mit blei— 
benden Glanze umgeben, iſt uns aber ſchon in der erſten Zeit 
ſeines Emporſtrebens, nämlich im Jahre 1852 eine Madonna aus 
karrariſchen Marmor, mit dem Jeſuskinde im Arme, beiläufig 
in halber Lebensgröße ausgeführt, zu Geſicht gekommen.) 

Wollten wir einigermaßen motiviert den Eindruck wiedergeben, 
welchen dieſe Madonna, nach öfterer und längerer Betrachtung 
über uns gewann, fo müßten wir eine wehe- und andachtsvolle 
Beſchreibung der holdſeligen Züge und Geſtalt aufgezeichnet haben, 
müßten vertieft ſchauend und fühlend, wie Friedrich Schiller die 
Juno Ludoviſis) oder Hermann Grimm die Venus von Milot) 


kirche, die Kriegerſtatuen und allegoriſchen Figuren beim Arſenal, die Brunnen— 
ſtatuen an den Seiten des Opernhauſes, die Statuen bei der Johanneskirche in 
Neulerchenfeld, plaſtiſche Arbeiten im Bankgebäude, im Sitzungsſaale des Gemeinde— 
rates uſw. Hans Gaſſers intereſſante Erſcheinung und ſein Ende ſchildert Hans 
Grasberger in der Künſtlernovelle: „Adam und Eva“. Leipzig, bei G. H. Meyer, 1906. 

2) Auch Karl von Vicentis: „Wiener Kunſtrenaiſſance“. Wien, bei Gerold 
1876, hat Joſef Gaſſers Verdienſte in der Plaſtik ziemlich früh hervorgehoben. 

3) In der: „Aſthetiſchen Erziehung des Menſchen“ XV. Brief. 

) In zehn ausgewählten Eſſays zur Einführung in das Studium der Mo- 
dernen Kunſt. Berlin. Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung. Horrwitz und 
Gaßmann. 1876. S. 1—6. 
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beſchreiben, um mit poetiſchem Widerhall im Leſer ein leuch— 
tendes, göttliches Phantaſiebild zu erwecken. Welches Ideal ſtiller 
Größe hat der Meiſter in dieſer Madonna, durch die vereinte Dar— 
ſtellung von göttlicher und menſchlicher Natur, von Hoheit und 
Milde, von Majeſtät und Demut, der Welt vor Augen geführt! 
Ein wundervoller Traum und die ſchöpferiſche Macht des Künſtlers; 
aus ihnen iſt die Himmliſche, wie von Morgenröte umfloſſen, ſo 
vor uns in die Wirklichkeit getreten, daß ſie mit uns zu leben 
ſcheint! 

Die nach der Ausſtellung des Werkes über ſeine Provenienz 
anfänglich ſchwebende Dunkelheit, die Schleier, mit denen niedere 
Argliſt und Zufall den Namen des Künſtlers bedeckt hatten, das 
ſonderbare Schickſal, in welche das Meiſterſtück geworfen wurde, 
trieben die Wurzeln ſeines aufkeimenden Ruhmes zur Blüte empor 
und ſo wurde dieſes Schickſal auch zu einem Wendepunkte ſeines 
Lebens. Denn als die Kunde davon nicht bloß unter Bildhauern, 
Malern, Künſtlern und Kunſtfreunden, ſondern auch in anderen 
Kreiſen ſich verbreitete und als ſogar durch die Strafgerichtspflege 
die verzweigten Fäden eines betrügeriſchen Komplottes allmählich 
bloßgelegt wurden, da wurde das Intereſſe der Geſellſchaft auf 
ungewöhnliche Weiſe wachgerufen. 

Gleichwohl haben die öffentlichen Blätter der damals politiſch 
eingenommenen, reagierenden Zeitperiode kaum irgend eine nähere 
Mitteilung zur Kenntnis des Publikums gebracht; mindeſtens keine, 
welche der folgenden, den Stoff ordnenden Erzählung von wahren 
Tatſachen Abbruch tun dürfte. 

Im Jahre 1845 lebte Joſef Gaſſer als Staatspenſionär oder 
Stipendiſt in Rom und wohnte, nach Angabe des Profeſſors Karl 
Ritter von Blaas, im öſterreichiſchen Geſandtſchaftspalaſte. Der 
Staat verlieh damals Jahrespenſionen von 400 bis 600 Gulden 
Konventionsmünze an ausgezeichnete junge Künſtler, die an der 
Akademie Preiſe errungen hatten, behufs ihrer in Rom zu erlangen— 
den künſtleriſchen Vollendung. Durch Erfindung und Herſtellung 
einer aus Holz geſchnitzten Statue Leopold des Glorreichen, hatte 
Joſef Gaſſer den Preis davongetragen und das Stipendium ſich 
verdient. 

Zu Rom war er mit zahlreichen Kunſtgenoſſen in Verbindung 
gekommen und ſtand insbeſondere in vertrautem Verkehr mit ſeinen 
Landsleuten Karl von Blaas und Karl Mayer, denen wir ſpäter 
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als Profeſſoren der Hiſtorienmalerei an der Kunſtakademie in 
Wien wieder begegnen. 

Es war auch im Jahre 1845, daß ihn ein Kunſtmäcen, den 
wir Georg Reitzing nennen wollen und welchem von Wien aus 
bekannt war, in welcher Höhe Gaſſers Talent ſich gezeigt hatte, 
beſuchte und bei ihm die Anfertigung einer Madonnaſtatue aus 
weißem Marmor beſtellte. Zeit und Art der Überſendung nach 
Wien war dem Meiſter völlig überlaſſen worden. 

Ganz gegen deſſen Erwarten zog ſich die Ausführung ſeiner 
Arbeit über die Maßen in die Länge. 

Aus einem von ihm an den Beſteller gerichteten Briefe 
de dato Rom, den 25. Dezember 1847 entnehmen wir die erſten 
Urſachen der ſtark verſpäteten Abſendung, womit die Angelegen— 
heit ſich zu verwickeln anfing. Der Meiſter hatte zuerſt eine Ma— 
donnenſtatue gemeißelt, wegen der im Marmor hervorkommenden 
Flecken ſie jedoch gar nicht abgeſendet. Während er an der zweiten 
Figur arbeitete, wurde er von einer Augenentzündung überfallen 
und mußte deshalb durch zwei Monate mit der Marmorarbeit 
ausſetzen. 

Als endlich die zweite, in glücklicher Inſpiration begonnene 
Madonna, mit geſammelter Arbeitskraft vollendet war — im 
Juni 1847 — wurde er von einem neuen Übel, dem römischen 
Fieber und einer Rippenfellentzündung heimgeſucht, ſo daß er nach 
überſtandener Krankheit, infolge der gebliebenen Körperſchwäche, 
erft am 14. Dezember 1847 dazukam, die Figur ſamt Piedeſtal 
auf der Poggana durch den Spediteur Antonio de Antonis ex— 
pedieren zu laſſen. 

Vorher war es ihm noch gelungen, vom Ambasciatore be- 
züglich der Ausfuhrtaxe ein lascia passase zu erwirken. 

Wenn nach ſo widrigen Ereigniſſen und in ſo bedrängter 
Lage der verhältnismäßig noch in jüngeren Jahren ſtehende Meiſter 
bei der Verſendung vorläufig nur um baldige Vergütung der baren 
Auslagen: für das nicht bedungene Piedeſtal, beziehungsweiſe für 
den Marmor mit 4 Scudi romani, für die Steinmetzarbeit des 
Scapellino mit 8 Scudi, für Schleifen mit 4 Scudi — in somma 
mit 16 Scudi erfuchte, wenn er dabei noch beſcheiden den Wunſch 
äußerte: die Madonna, — deren paktierter Preis durch die ſpäter 
gewonnene Einſicht des wahren Wertes, freiwillig auf mehr als 
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das doppelte erhöht wurde, — möchte den Erwartungen des Be— 
ſtellers Genüge leiſten, ſo können wir einem ſo rückſichtsvollen Be— 
nehmen gegenüber dem Beſteller, unſere Anerkennung nicht ver- 
ſagen. 

Indeſſen erhielt Gaſſer auf den, mit der Abſendung der 
Statue geſchriebenen, die Hinderniſſe der Arbeit und der Expedition 
bekanntgebenden Brief, von dem Beſteller keine Antwort. Vorerſt 
kam ihm vor, daß Georg Reitzing vielleicht wegen langen Zu— 
wartens oder aus anderen Gründen etwas disguſtiert ſei. Nach 
ſeiner Verſicherung ſchrieb Gaſſer im Februar 1848 noch zwei 
oder drei Briefe an Reitzing, erhielt jedoch abermals weder eine 
Antwort noch Geld. 

Danach verfiel er in eine ſehr ſchwere, ihn mit geiſtigen 
Trübſinn umnachtende Krankheit, die ihn durch zwei Jahre ge— 
fangen hielt und von der Welt abſchloß. 

So blieb ihm und ſeinen Freunden das Schickſal der herr— 
lichen Madonna durch nahezu fünf Jahre völlig unbekannt. 

Die Statue war ihnen verſchwunden und ſchien überhaupt 
wie verloren. Georg Reitzing, der verſprochen hatte, den paktierten 
Kaufſchilling nach Empfang des Kunſtwerkes zu übermitteln, 
kümmerte ſich nicht weiter um die Urſachen, aus denen es nicht 
an ihn einlangte; ſtellte daher auch keine Nachforſchungen zur 
Auffindung an. 

War das Meiſterwerk in unrechte Hände geraten, ſo war 
mit den heftig bewegten, aufrühreriſchen und kriegeriſchen Zeiten 
der Jahre 1848 und 1849, ſeit der Abſendung von Rom, ſo über— 
aus viel Zeit vorüber, daß bei den kosmopolitiſchen Verhältniſſen 
der Kunſt und Kunſtwerke, die Statue auf allerlei Art und Ab— 
wegen, leicht außer Landes gegangen ſein und auch ihre Be— 
figer ſchon gewechſelt haben konnte. Aber davon ſollten bei fort- 
geſetzter Bemühung freilich Spuren zu finden und Aufklärung zu 
ſchaffen ſein. 


II. 

„Mach', daß du aus meinem Hauſe kommſt.“ 

„Wenn Sie mir ſchon keine Geldunterſtützung mehr geben 
können oder wollen, ſo werden Sie mich doch nicht ganz ver— 
ſtoßen, Großvater!“ 

„Wenn's nicht Geld iſt, was willſt du denn ſonſt noch?“ 
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„Sie können mir doch auf vielen Seiten behilflich ſein und 
mir unter die Arme greifen. Überall, wo Sie wollen, mögen 
Sie nachfragen und Sie werden erfahren, daß man mir jetzt ein 
gutes Zeugnis gibt. Ich arbeite und verdiene mit Nähen ehrlich 
und anſtändig mein Brot.“ 

„Und vertuſt dann ſicher das Verdiente mit einem Liebhaber.“ 

„Mein Joſef iſt gar niemals auf meine Beihilfe angewieſen. 
— Gerade mein ſolides Verhältnis mit ihm, ſollte Ihnen, Groß— 
vater, den Beweis meiner guten Aufführung liefern.“ 

„Da halt' ich nicht viel davon — hab' dir auch nicht erſt 
einmal verboten, meine Schwelle wieder zu betreten.“ 

„So dürfte ich nicht einmal kommen, wenn ich gar nichts 
brauche, als Ihren guten Rat, Großvater? Zu wem ſoll man 
denn gehen, wenn einem ſelbſt die nächſten Verwandten ſo weg— 
weiſen?“ 

„Du haſt dich früher nicht nach meinem Rat benommen und 
ſchlecht aufgeführt. Sollte der Fall eintreten, daß du in einer 
ehrbaren Sache nichts weiter brauchſt, als meinen Rat, fo kannſt 
du mir zuerſt ſchreiben. Heute ſag' ich darüber, ob du dann 
wieder kommen darfſt, weder Ja, noch Nein. Nun aber, biſt du 
wieder nur um Geld gekommen und darauf hab' ich geſagt: 
Ich geb' dir nichts mehr. Alſo ſind wir fertig und ich ſag' dir 
zum letzten Mal: Mach', daß du fort kommſt.“ 

Die Angeredete war ein Frauenzimmer an den Dreißigen, 
von ſchlanker Geſtalt, verriet wenig Spuren ehemaliger Reize, 
redete, wie man zu ſagen pflegt, durch die Naſe, war einfach, 
aber reinlich gekleidet. Während ſie, ein paar Tränen erpreſſend, 
ſich langſam zum Fortgehen anſchickte, fuhren ihre Geieraugen, 
wie losgelaſſene Raketen, hinter dem Rücken des alten Mannes, 
in allen Ecken und über alle Gerätſchaften herum. 

Als ſie das nächſte Zimmer, durch welches die Blicke des 
an ſeinem Schreibtiſche ſitzenden Großvaters ihr noch folgen 
konnten, paſſierte, gewahrte ſie auf einem Schubladekaſten, neben 
alten Zeitungen und Papieren eine beſchriebene Karte, welche fie 
ſchon früher geſehen hatte und erkannte. 

Ein Schritt — ein Griff nach der Karte — und ſie glitt 
aus dem Zimmer, in der Überzeugung, daß dem Alten, während 
ihrer unverweilten Entfernung nichts aufgefallen ſei; auch hoffte 
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ſie, daß er den Abgang des ſchon länger daliegenden Papieres 
nicht bemerken werde. 

Die kleine Szene, welche wir vorführen, ſpielte in Rein- 
dorf, einem ehemaligen Vororte von Wien, der außerhalb der 
früher beſtandenen Mariahilferlinie gelegen war. 

Der Großvater war ein alter, bürgerlicher Handwerker, welcher, 
nachdem er durch 25 Jahre Brunnenmeiſter geweſen war und 
als ſolcher einiges Vermögen erworben hatte, nun im Stande 
völliger Ruhe und Zurückgezogenheit lebte. 

In ſeinem altmodiſchen Rocke von grüner Couleur, wie ſie 
neben der blauen, beſonders zur Franzoſenzeit Mode war, mit 
alten Knöpfen und hohen Kragen, aber ſauber gebürſtet, in der 
Rechten den langen Stock mit Quaſte aufſtoßend, ſchritt er, wie 
eine Erſcheinung vom Anfang des Jahrhunderts daher. Sich nur 
unter ſeines Gleichen oder in Kreiſen, die ihm nahe ſtanden, be— 
wegend, war er doch von allen, die ihn kannten, wegen ſeiner 
Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit geachtet und ſtand überall im beſten 
Rufe. Er zählte damals 75 Jahre, war zum zweiten Male an eine 
auch fon 69 Jahre alte Frau verheiratet, aber kinderlos ge- 
blieben. Die Frauensperſon, welche er ſoeben abgefertigt hatte, 
hieß Karoline Moslinger und war die uneheliche Tochter einer 
zu Gyula in Ungarn verſtorbenen Schneiderswitwe, nach deren 
Mann ſie ſich öfters fälſchlich Schobl nannte. Ihre Mutter war 
eine Stieftochter der erſten Frau des Brunnenmeiſters und wegen 
dieſer Mutter hatte ſie ſich bis zu ihrem ſiebzehnten Jahre als 
Pflegekind in ſeiner Familie befunden. Obwohl ſie daher zu dem 
Brunnenmeiſter weder blutsverwandt, noch verſchwägert war, ſo 
nannte ſie ihn doch Großvater. 

In jüngeren Jahren war ſie ein hübſches Mädchen geweſen. 
Da ſie aber auch viel Anlagen hatte, ſich zu einer modernen 
Circe auszubilden und ihre magiſchen Kreiſe immer weiter aus— 
dehnte, ſo wies ſie endlich der ſogenannte Großvater, anderthalb 
Jahre nach ſeiner zweiten Verheiratung, aus dem Hauſe. 

Nun wohnte ſie durch längere Zeit bei ihrer Taufpatin, machte 
ſich aber dort eines Diebſtahles von echten Perlen ſchuldig. Nach 
Verbüßung der ihr dafür auferlegten Strafe, brachte ſie ſich mit 
der Arbeit von Seidenwinden und Handſchuhnähen fort, unterhielt 
aber auch ſeit mehreren Jahren ein Liebesverhältnis mit einem 
Infanteriſten vom Regimente: Deutſchmeiſter, namens Joſef Wald— 
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haas. Wir haben ſie von ihm mit ihrem Großvater reden hören. 
Seit einiger Zeit hatte fie auch bei deffen Mutter, einer Obſt— 
verkäuferin, Aufenthalt und Wohnung erhalten. 

Trotz ihrer Verbannung aus dem Hauſe des „Großvaters“ 
fand ſie ſich bei ihm und ſeiner Frau von Zeit zu Zeit, mit 
Bitten, Verſicherungen und Gelöbniſſen, immer noch ein. Ihr 
Kommen hörte auch dann nicht auf, als ſie kein Zutrauen, keinen 
Glauben mehr fand und als man das Eintrittsverbot durch Ver— 
weigerung der früher gewährten Unterſtützungen verſtärkt hatte. 
Bei dieſen zudringlichen Beſuchen ließ ſie indeſſen nichts außer 
acht, was ihr noch zur nutzbaren Kenntnis dienen konnte. 

Eines Tages erzählte ſie ihrem Liebhaber, einem durch— 
triebenen Kunden, daß man ihrem Großvater einen Brief oder 
eine Anweiſung zugeſtellt habe, wodurch er ſeltſam überraſcht wurde: 
— er ſolle eine aus Trieſt gekommene Kiſte mit einer Figur „auf 
der Hauptmaut in Wien“) abholen. 

Wie ſie hörte, äußerte der Großvater: „er könne nicht er— 
raten, wen die Sendung angehe; aber ihn könne ſie nicht an— 
gehen. Die Figur habe vielleicht die Beſtimmung, über eine ſchöne 
Fontaine oder gar auf einen Brunnen geſetzt zu werden. Da er 
aber ſein Geſchäft aufgegeben, auch nichts dergleichen beſtellt habe, 
ſo gehe ihn die Sache nichts an. Er habe ſich deswegen auch 
ihon einmal geweigert, Niederlagsgebühren oder Lagerzins zu ver- 
güten oder zu zahlen, als man ſie von ihm hereinbringen wollte. 
Entweder werde ſich vielleicht der Beſteller melden oder man möge 
auf der Hauptmaut mit der Figur machen, was man will.“ 

„Das iſt doch merkwürdig, bemerkte Waldhaas, daß auf der 
Hauptmaut ſchon ſo lange gar niemand nachgefragt hat.“ 

„Schon Jahr und Tag hat der Großvater den Brief liegen. 
Erſtlich ſah ich ihn auf ſeinem Schreibtiſch; jetzt weiß Gott, wo 
er liegt; denn zerreißen oder wegwerfen tut er ſo was nicht. Wenn 
er aber geglaubt hat, daß ſich mit der Zeit jemand melden wird, 
ſo iſt er weit irr' gegangen“, erwiderte Karoline. 

„Dann wird die Figur wahrſcheinlich nicht viel mehr wert 
ſein, als die Koſten ausmachen.“ 

„Mir kommt vor, als ob in dem Briefe etwas von einem 
Werte in Ziffern zu ſehen iſt und nicht gar ſo wenig. Könnte 
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es nicht ſein, daß der Gießer, der Steinmetz oder halt der, von 
dem die Figur herkommt, inzwiſchen geſtorben iſt oder daß der, 
dem ſie geſchickt werden ſollte, ſie überhaupt oder doch jetzt nicht 
mehr mag? Der Großvater mag ſie auch nicht. Unſereiner 
könnte ſich davon vielleicht ein Profitchen machen, wenn 
man das Ding kriegen und gut anbringen könnte.“ 

„Da müßteſt du zuerſt einmal ſchauen, den Brief in die Hand 
zu bekommen; man wird das Nähere ſehen und kann ſich weiter 
erkundigen, meinte Waldhaas.“ 

„Wenn er noch da iſt. Ihn zu bekommen, iſt auch nicht ſo 
leicht. Immer iſt wenigſtens eines von den alten Leuten zu Hauſe 
und wär' auch das nicht, ſo läßt mich die Magd nicht allein 
ins Zimmer hinein; denn ſie weiß, daß ich dort nicht ſo gerne ge— 
ſehen bin, wie früher. Treff' ich aber nur eines von den Alten, beſon— 
ders nur die Frau an, ſo kann ich doch nicht auf dem Schreibtiſche 
und in den Zimmern herumkramen und fuen. Freilich, wenn 
ich das Papier gleich irgendwo erblicke, ſo wäre es was anderes.“ 

„Nun, du kannſt es ja probieren und wieder hingeh'n. Jetzt 
gibt er ſchwerlich mehr acht auf den Zettel“, hatte Waldhaas geſagt. 

Wir wiſſen bereits, daß der Verſuch, des Briefes habhaft zu 
werden, gelungen war. Allein, was man Brief geheißen, erwies 
ſich nun als ein bloßer Aviſo, der von dem Geſchäfte des da— 
maligen Wiener Spediteurs Schober ausgefertigt worden war. Aus 
dem Inhalte dieſes Aviſo wollte ſpäter die Moslinger, ganz und 
gar nichts von der Angabe eines Wertes der zu beziehenden Marmor— 
figur erſehen haben. 

So wenig Waldhaas mit den Speditionsgeſchäften und der 
Art des Bezuges von Warenſendungen aus dem Zollamte vertraut 
war, ſo leuchtete ihm doch ſofort ein, daß es ſich hier zunächſt 
um die Deckung und Beſtreitung einer gewiſſen Summe von Aus— 
lagen handeln werde, welche auf gewöhnlichem Wege aufzubringen, 
weder ſeiner Geliebten, noch ihm möglich war; daß man aber 
auch beim Bezuge der Sendung und bei der Zahlung der Aus— 
lagen von der überwundenen Schwierigkeit, die Mittel zu erlangen, 
nichts merken laſſen ſollte. 

Er und feine Geliebte verſtanden auch, daß man ſchon bei 
der Meldung zum Bezuge, im Namen des aviſierten Brunnenmeiſters 
auftreten müſſe. Dabei ſtieg dem Waldhaas der Zweifel auf, ob 
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man den bloßen Beſitz des Aviſo als Kreditiv oder hinreichende 
Legitimation zum Bezuge werde gelten laſſen. 

Gegen dieſes Hindernis, meinte die kecke Lini, bald ein Mittel 
zu finden. Sie könne, meinte ſie, ganz gut angeben, die Figur 
ſei ein Erbſtück aus dem Nachlaſſe ihres Vaters, der ja zu Gyula 
in Ungarn, alſo hübſchweit von Wien, richtig geſtorben iſt und 
da ſie bei ihrem Großvater als Enkelin ſo lange wohnte und 
in Pflege war, ſo müſſe einem jeden ſehr leicht erklärlich ge— 
macht werden können, daß unter Annahme ihrer früheren 
Adreſſe, an ihrer Statt, der Großvater, als Familienhaupt aviſiert 
worden iſt. 

„Am Ende“, ſetzte ſie lachend hinzu, „läßt ſich's der Alte, der 
ſchon hin und wieder kindiſch wird und dem feine Ruh' über 
alles geht, ſelber noch vormachen, daß die Figur mir vermeint 
iſt. Um ſie aber im Zollamte auszulöſen, mußt du dich vorher 
um jemanden umſchauen, der uns das Geld vorſtreckt.“ 

Dieſen zweiten Teil der Aufgabe hielt Waldhaas für den 
beiweiten ſchwereren; er verhehlte nicht, daß er ſich vielleicht als 
unlöslich erweiſen könnte. Doch nahm er den Aviſo zur Unter- 
nehmung weiteren Verſuches in Empfang. 

Schon nach ein paar Tagen kam er bereits mit der Nachricht, 
daß er ſich an einen guten Bekannten gewendet habe, dem man 
trauen und von dem man was erwarten dürfe. Es ſei das ein 
Mann, der viele Bekanntſchaften und Verbindungen hat; der, wie 
ein Maulwurf, viele Gänge beſitzt; überall unter die Wurzeln 
zu kommen weiß; dabei der nötigen Vorſicht nicht entbehrt und 
ein feines Gehör hat. 

„Natürlich wird er auch für ſeine Bemühung etwas ver— 
langen“, ſetzte er hinzu. 

„Iſt das nicht der Deckl, der den ganzen Tag beim Wirte 
Jonas ſitzt und dort bald von dem und bald von jenem gefucht 
wird?“, fragte die Moslinger. „Wer iſt er denn eigentlich?“ 

„Er ſoll früher Sollizitator bei einem Advokaten geweſen ſein, 
aber ſeine Stelle verloren haben. Jetzt iſt er ſo eine Art Winkel— 
ſchreiber; befaßt fich auch mit Geld zubringen.“ 

„Und was hat er denn zu unſerem Plan geſagt?“ 

„Als ich ihm im Vertrauen erzählte, daß du die Figur ge— 
erbt haſt,“ da verzog er gleich den Mund und ſagte: „Das wäre 
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ſchon möglich und es könnten's auch manche Leute glauben; aber 
er glaube ſo was nicht.“ 

„Nimmt er was vom Verkaufsgeld, ſo braucht er's auch nicht 
zu glauben“, erwiderte die Moslinger. 

„Dann ſagte er, daß die Figur gar nicht mehr im Magazin 
des Zollamtes liegen kann, weil der Aviſobrief ſchon zu alt ift. 
Am Zollamte werden alle Waren, für welche der Lagerzins durch 
ein ganzes Jahr nicht bezahlt iſt, nach dieſer Zeit verlizitiert; 
von dem eingegangenen Gelde werden der Lagerzins und die Fracht— 
koſten bezahlt und was übrig bleibt, wird beim Amte erlegt.“ 

„Wenn die Figur verlizitiert worden iſt, dann iſt freilich 
alles aus mit unſerer Spekulation“, ſagte die Moslinger reſigniert. 

„Noch iſt es nicht geſchehen. Ich hab' mich an Ort und Stelle, 
gemeinſchaftlich mit Deckl, erkundigt. Die Kiſte mit der Figur 
iſt nicht ausgepackt. Deckl ſagt nun, es muß doch jemand den 
Lagerzins gedeckt haben und darum muß auch die Figur einen 
hübſchen Wert haben. Der Spediteur kann aber der Zahler nicht 
geweſen fein; hat der einmal den Aviſo abgegeben, fo rechnet 
er ſeine Speditionskoſten auf; zahlt aber nichts mehr drauf.“ 

„Iſt beim Zollamt viel zu zahlen?“ 

„Wird nicht ſoviel ausmachen; deſto mehr verlangt der Spe— 
diteur Schober; es iſt über fünfzig Gulden. Wär' auch ſchon froh, 
wenn er ſie bekommen hätte; denn er hat geſagt: Nun, meldet 
ſich endlich jemand auf den bei mir geſchriebenen Aviſo! Ich 
und Deckl haben aber unter unſeren Bekannten keinen, der uns 
ſoviel vorſtreckt. Wir müßten nur einen Käufer für die Figur 
auftreiben. Der könnte alles, was an Auslagen zu beſtreiten iſt, 
ſich vom Kaufgelde abziehen.“ 

Nach dieſer Unterredung erfuhr die Moslinger auf ihre öfter 
wiederholten Fragen über den Stand der Verkaufsangelegenheit, 
von ihrem Liebhaber immer nur, daß es dem Deckl, der doch, 
überall ſeine Verbindungen haben ſollte, noch immer nicht gelungen 
ſei, einen Darlehensgeber oder einen Kaufluſtigen zu finden. Für 
den Preiswert des Verkaufsobjektes hatte keines von dem ganzen 
Komplott bisher noch einen rechten Maßſtab. Sie vermuteten 
allerdings, daß der Wert die Summe der Transport- und andern 
Auslagen ſoweit überſteigen müſſe, daß eine Teilung des Über— 
ſchuſſes noch ein ganz erfreuliches Ergebnis für ſie liefern dürfte. 
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Die unvermeidliche Angabe der Verkäuferin, daß ſie nicht 
einmal die Speditionsauslagen und den Lagerzins bezahlt habe, 
mußte aber einen Notverkauf verraten und allmählich die Aus— 
ſicht auf einen größeren Gewinn verkleinern, ſowie anderſeits die 
Gefahr der Entdeckung ihrer Übeltat vergrößern; daher drängten 
die Umſtände und es kam, wie wir ſehen werden, trotz allem, 
zu einem Notverkauf. 

Vorerſt wollte auch Deckl darauf nicht bauen, daß Karolinens 
Vorſpieglung von einer Erbſchaft, bei Behebung der Sendung den 
Mangel eines Vollmachtbriefes von Seite des Aviſierten erſetzen 
werde. Die Moslinger aber bekam eine immer geringere Meinung 
von den gerühmten Konnexionen des Deckl, weil fie nach allen 
Verhältniſſen dieſes Mannes nicht annehmen konnte, daß ſie ſich 
auf reiche Kunſtamateurs und eine Geiſtesariſtokratie erſtrecken. 

Deshalb neigte fie ſchon der Anſicht fich zu, daß die ganze 
Spekulation nicht nach ihren erſten Vorausſetzungen ſich abwickeln, 
ſondern nach Ermüdung ihrer unredlichen Gehilfen im Sande 
verlaufen werde. 

Zur Aufklärung über den faktiſchen Auslauf der Spedition 
und der Lagerung, wollen wir gleich hier mitteilen, daß der 
Lagerzins für die ſchon am 13. März 1848 am Wiener Haupt- 
zollamte eingelangte Sendung der Marmorſtatue, freiwillig, aus 
Achtung und Rückſicht für das ausgezeichnet renommierte, große 
Speditionshaus Corradini in Trieſt und im Hinblicke auf den mit 
achtzig Gulden Konventionsmünze deklarierten Wert der Sendung, 
durch zwei Jahre von einem Beamten des Hauptzollamtes ent— 
richtet worden war. 

Die Sendung war von Rom durch den Spediteur Antonio 
de Antonis über Ancona, noch durch drei andere Speditions— 
geſchäfte weiter befördert worden, bis ſie richtig in Wien einlangte. 

Hier ſollte ſie durch Vermittlung des Spediteurs Schober an 
den Beſteller kommen. 

Der Vormann des Trieſter Spediteurs Corradini aber hatte 
unterlaſſen, dieſem den Original-Frachtbrief zu übermitteln; es 
war deswegen ein neuer Frachtbrief ausgefertigt worden, in welchem 
jedoch die genaue Adreſſe des Beſtellers, wie ſie von Gaſſer an— 
gegeben war, weggelaſſen und Adreſſat einfach als: „Georg Reitzing 
in Wien“ bezeichnet worden. 
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Einer der Expedienten im Geſchäfte des Schober meinte, der 
Adreſſat könne alſo nur ein Handels- oder Gewerbsmann ſein, 
weil bei Sendungen an bekannte Firmen und Kaufleute hie und 
da ſolcher Adreſſenmangel vorkommt. Da nun jeder Spediteur ein 
Handels- und Gewerbsſchema beſitzt, ſo fand in einem ſolchen der 
junge Expedient auch ſogleich den Namen Georg Reitzing, natür— 
lich auch nur einen Gewerbsmann dieſes Namens, den Brunnen— 
meiſter in Reindorf bei Wien; doch war dieſer kein Kunſtmäcen, 
wie ſolche nach Jahren noch unſerem lieben Meiſter Gaſſer auf 
das Huldvollſte ſich erwieſen haben. 

Die auf Antrieb des richtigen Kunſtmäcens Reitzing ge— 
ſchaffene Madonna erſchien aber endlich doch, wie ein Meteor an 
Gaſſers Kunſthimmel ganz unvermutet, wie wir ſehen werden. 


(Schluß folgt.) 
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Weltpolitik. 


In einem englischen Blatte war kürzlich folgende Gloſſe zu leſen: 
„Was will Deutſchland in der marokkaniſchen Sache denn noch? Gegen 
alle Mächte hat es die Abhaltung der Konferenz durchgeſetzt, alſo kann 
es ſich zufrieden geben.“ Dieſes „alſo“ iſt köſtlich. Hat Deutſchland 
die Konferenz nur um der Konferenz willen gewollt? Nein, denn indem 
es die Konferenz vorſchlug, proponierte es die Löſung der Marokko— 
frage auf dem Wege der Verhandlungen, auf dem Wege gegenſeitiger 
Konzeſſionen. Hatte Herr Rouvier das nicht verſtanden und glaubte 
er durch Nachgiebigkeit in der Form das Weſen der Delcaſſéſchen 
Politik retten zu können? Wäre dem ſo, dann würde der frühere 
engliſche Staatsſekretär des Auswärtigen, Lansdowne, Recht gehabt 
haben, als er erklärte: „Entweder iſt die Marokkokonferenz überflüſſig 
oder ſie iſt gefährlich; ſie iſt überflüſſig, wenn Frankreich und Deutſch— 
land ſich über die Löſung der Marokkofrage bereits verſtändigt haben, 
gefährlich aber, wenn das nicht der Fall iſt.“ Vorläufig iſt die zweite 
Eventualität näher als die erſte, immerhin bedarf das Wort Lansdownes 
aber einer Korrektur. 

Als Deutſchland die Abhaltung einer Marokkokonferenz vorſchlug, 
war ſeine diplomatiſche Poſition derart, daß es nicht daran denken 
konnte, Frankreich ſofort zur Rückſichtnahme auf die deutſchen Inter— 
eſſen in Marokko und im Mittelmeere zu zwingen. Die ungariſche 
Kriſe hatte zwar noch nicht die militäriſche, wohl aber die diplomatiſche 
Leiſtungsfähigkeit Oſterreich-Ungarns derart geſchwächt und Italien 
nahm eine ſo zweideutige Haltung ein, daß Deutſchland vollſtändig 
iſoliert war, zumal da Rußland infolge ſeiner inneren Wirren nicht 
aktionsfähig war, auf der andern Seite aber England Frankreich nicht 
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nur deckte, ſondern es geradezu zu einem Bruche mit Deutſchland zu 
treiben ſuchte. Unter dieſen Umſtänden konnte Deutſchland der Alter— 
native, Krieg oder Preisgebung ſeiner Intereſſen im Mittelmeere, nur 
entgehen, wenn es ihm gelang, die entſcheidenden Schritte Frankreichs 
zu verzögern und zu dieſem Zwecke lancierte es das Konferenzprojekt, 
dem Frankreich ſchließlich auch zuſtimmen mußte, weil die Beziehungen 
Europas zu Marokko bereits einmal — auf der Madrider Konferenz 
von den Mächten geregelt worden waren, mithin auch eine Neurege— 
lung dieſer Beziehungen nur im Einverſtändniſſe mit allen Teilnehmern 
der Madrider Konferenz vorgenommen werden konnte. Die Annahme 
des Konferenzprojekts war alfo ein Erfolg Deutſchlands, es hatte da- 
mit Zeit gewonnen und gleichzeitig die Marokkofrage auf das einer 
Vermittlung günſtigere Terrain einer Konferenz aller Beteiligten über— 
geleitet. Auf dieſe Weiſe hat Deutſchland ſeine diplomatiſche Iſolierung 
behoben und die europäiſche Offentlichkeit hat auch bereits Gelegenheit 
gehabt, aus den in Algeciras gepflogenen Verhandlungen die Über— 
zeugung zu ſchöpfen, daß Deutſchland in der Marokkofrage nicht nur 
ſeine ſpeziellen Handelsintereſſen in dem ſcherifiſchen Reiche, ſondern 
auch die Internationalität des mittelländiſchen Meeres verteidigte. 
Durch die Säulen des Herkules und den Kanal von Suez führt eine 
Handelsſtraße von großer internationaler Bedeutung. Suez befindet 
ſich bereits in der Hand Englands, das auch Gibraltar beſetzt hält. 
Würde nun Tanger von den Franzoſen okkupiert werden, ſo wäre es 
den verbündeten Weſtmächten jeden Augenblick möglich, das mittel— 
ländiſche Meer für alle anderen Nationen zu ſperren, es in einen 
See zu verwandeln. Kann das im Intereſſe der Kultur und des 
Fortſchritts liegen, könnte die Welt, die jeden neuen Seeweg, jeden 
Durchſtich, der Meere verbindet, als einen Triumph feiert, einen ſolchen 
Zuſtand ertragen? Nein, und wenn Deutſchland ſich gegen dieſes 
Attentat wehrt, ſo vertritt es die Sache der Menſchheit, der Zivili— 
ſation, die die Monopoliſierung von Handelswegen nicht verträgt. 
Allerdings handelt Deutſchland auch im eigenen Intereſſe, weil die 
Sperrung des Mittelländiſchen Meeres ſeine Seemacht inſoferne be— 
drohen würde, als England und Frankreich dann in der Lage 
wären, ihre Kriegsflotten aus dem Mittelmeere zurückzuziehen und 
nach der Nordſee zu dirigieren, wo ſie eine beſtändige Drohung und 
Gefahr für die Flotte Deutſchlands bilden würden. 

Das Gewicht der Gründe, die gegen die Beſetzung Marokkos 
durch Frankreich — denn darauf läuft die Forderung Frankreichs 
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nach einem Polizeimandat hinaus, iſt ſo außerordentlich, daß die 
Delcaſſéſche Politik bereits als geſcheitert gelten könnte, wenn nicht 
Italien in der Marokkofrage auf Abwege geraten wäre. Die Verſuche 
der Weſtmächte, Italien in ihren Intereſſenkreis zu ziehen, reichen weit 
zurück; man machte dem Königreiche bezüglich Tripolis Avancen und 
unter Delcafje dürfte man in Rom auch zu verſtehen gegeben haben, 
daß der Wunſch nach Italieniſierung der Adria und nach fried— 
licher Durchdringung Albaniens durch Italien ſeiner Erfüllung ſehr 
nahe gebracht würde, wenn man in Rom ſich in der Marokkofrage 
von den Deutſchen und Oſterreichern trenne und mit Frankreich und 
England gehe. Daß dieſe Lockungen nicht ohne Erfolg geblieben ſind, 
kann man täglich in den nicht offiziöſen italieniſchen Blättern leſen 
und wenn auch der Delegierte Italiens auf der Marokkokonferenz 
formell bemüht iſt, zu vermitteln, ſo ſteht Italien im Herzen doch auf 
der Seite der Weſtmächte, deren Politik ihm die Mittel an die Hand 
zu geben ſcheint, endlich mit Oſterreich „abzurechnen“ und auch die 
Oſtküſte der Adria unter italieniſche Kontrolle zu bringen. „Leicht 
bei einander wohnen die Gedanken“; man weiß, wie ſehr das von den 
italieniſchen Politikern gilt. Dieſe zweifelhafte Qualität wird aber 
geradezu zu einer Gefahr, wenn eine Situation, wie die durch die 
Weſtmächte geſchaffene, die italieniſche Phantaſie zu den ausſchweifendſten 
Projekten inflammiert, und Italien von einem Kabinett regiert wird, 
das wie das neue Kabinett Sonnino-Giuccardini infolge ſeiner bunt— 
ſcheckigen Zuſammenſetzung keine beſondere Widerſtandsfähigkeit gegen 
die wechſelnden Strömungen des Tages verſpricht. 

Der Marokkohandel an ſich läßt ſchon keine optimiſtiſche Stimmung 
aufkommen, allein weit bedenklicher iſt die Annäherung Italiens an 
die Weſtmächte und die infolgedeſſen wiederum anſchwellende irreden— 
tiſtiſche Bewegung im Königreiche. 1859 entzündete Rußland den 
italieniſch-öſterreichiſchen Krieg; heute ſcheint es, als ob Frankreich und 
England an derſelben Stelle die Lunte anlegen wollen, um das deutſch— 
öſterreichiſche Bündnis in die Luft zu ſprengen. Das Kanonengeſchenk 
Italiens an Montenegro, die Tätigkeit franzöſiſcher Militäringenieure 
im Lande der ſchwarzen Berge, das ſind alles bedenkliche Symptome, 
bei deren Einſchätzung man auch die alten Beziehungen zwiſchen der 
ungariſchen Unabhängigkeitspartei und der Irredenta nicht außer acht 
laſſen darf. Einige Befriedigung gewährt es demgegenüber, daß der 
Konflikt mit Serbien beendet iſt, indem man in Belgrad und Sofia 
in die von Wien aus geforderten Abänderungen des ſerbiſch-bulgariſchen 
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Zollunionsvertrags gewilligt hat. Die für die Zeit der olympiſchen 
Spiele angekündigte Zuſammenkunft des deutſchen Kaiſers mit dem 
Könige von England darf politiſch wohl nicht allzuhoch eingeſchätzt 
werden. Zwar iſt der Einfluß König Eduards auf die auswärtige 
Politik Englands nahezu allein beſtimmend, aber die Deutſchland un— 
freundliche Geſinnung des Königs iſt ſo beſtimmt, daß eine Anderung 
in ſeiner Haltung nur die Bedeutung eine Poſe hätte, bedingt durch 
eine Anderung der Situation zu Ungunſten Englands. 

Auch die Machtverſchiebung im engliſchen Unterhauſe wird in 
dieſer Beziehung irgendwelche Wirkung nicht ausüben. Die Wahlen 
haben mit einem Siege der Liberalen auf der ganzen Linie geendet. 
Von 670 Mandaten entfielen auf die Liberalen 378, auf die Unio— 
niſten 158, auf die Irländer 83, auf die Arbeiter 51. Die Liberalen 
verfügen alſo über 86 Stimmen mehr als alle andern Parteien. Die 
Liberalen gewannen 197 neue Sitze, die Unioniſten 16, die Irländer 1, 
die Arbeiter 33. Um eine Analogie für eine ſo außerordentliche 
Machtverſchiebung im engliſchen Unterhauſe zu finden, muß man bis 
auf das Jahr 1832 zurückgehen, wo infolge der Wahlreformbill die 
Liberalen 370 Mann ſtark im Unterhauſe erſchienen. Neben dem 
Anwachſen der liberalen Mandate iſt das Anſchwellen der Arbeiter— 
vertretung bemerkenswert. Die gegenwärtigen Arbeiterabgeordneten 
zerfallen in drei Gruppen: in liberale, die mit der liberalen Partei 
gehen (9), in die aus der Bergarbeiterorganiſation hervorgegangenen 
Abgeordneten (13) und in den ſozialdemokratiſchen Verband (29) 
unter Führung Keir Hardies. Der ſozialdemokratiſche Verband hat 
beſchloſſen, mit keiner der bürgerlichen Parteien zu kooperieren und 
fich ausschließlich auf die Vertretung der ſozialdemokratiſchen Prinzipien 
zu beſchränken. Vorläufig werden ſich aus der Verſtärkung der 
Arbeitervertreter im Unterhauſe für die Regierung keine Schwierig— 
keiten ergeben, immerhin iſt aber feſtzuhalten, daß etwa 40 liberale 
Abgeordnete nur mit Hilfe von Arbeiterſtimmen gewählt worden ſind, 
mithin an eine gewiſſe Rückſichtnahme auf die Wünſche der Arbeiter 
gebunden ſind. Die erſte Frage, die das Kabinett zu löſen hat, iſt 
die der Chineſenarbeit in Transvaal. Die frühere konſervative Re— 
gierung hatte im Intereſſe der ſüdafrikaniſchen Minenſpekulanten die 
Verwendung von Kulis begünſtigt. Die einheimiſche Bevölkerung und 
die weißen Arbeiter litten darunter ſehr ſchwer und die liberale Partei 
arbeitete bei den Wahlen hauptſächlich mit dem Schlagworte gegen 
die Chineſenarbeit in Transvaal. Allein das liberale Kabinett hat 
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nach den Wahlen bereits Waſſer in ſeinen Wein getan. Bedrängt 
durch die Spekulanten, hat es ſeine urſprüngliche Abſicht, die Kulis 
ſofort nach Oſtaſien zurückzuſenden, aufgegeben und will ſich darauf 
beſchränken, keine neuen Kulis mehr zuzulaſſen, die in Südafrika be— 
reits beſchäftigten aber allmählich zurückzuſenden. — Der unmittelbar 
nach den Wahlen drohende Bruch der Unioniſten ift im letzten Augenblick 
vermieden worden. Balfour entſchloß ſich, ſeine ſchwankende Haltung 
in der Zollfrage aufzugeben und ſich zu den Grundſätzen Chamberlains 
zu bekennen, womit Chamberlain die Führerſchaft Balfours anerkannte. 
Hat er doch auf dieſe Weiſe die geſamte unioniſtiſche Oppoſition mit 
Ausnahme der nur wenige Mann ſtarken Freihändlergruppe unter 
der Führung des Herzogs von Devonſhire dazu gebracht, fein Schutz— 
zollprogramm anzuerkennen. Julius Patzelt. 


S 
Zu beiden Seiten der Leitha. 


Auf innerpolitiſchem Gebiete find zwei Ereigniſſe von weit- 
tragender Bedeutung zu verzeichnen: am 19. Februar wurde der 
ungariſche Reichstag aufgelöſt und am 23. Februar hat das Mini— 
ſterium Gautſch ſeine Geſetzentwürfe dem öſterreichiſchen Abgeordneten— 
hauſe vorgelegt, durch die die Reichsratswahlordnung im Sinne des 
allgemeinen gleichen Wahlrechts abgeändert werden ſoll. 

Die Einzelheiten dieſer Vorlagen ſind aus der Tagespreſſe be— 
kannt, ihre Aufnahme in der Offentlichkeit war nicht ungünſtig, wenn- 
gleich von den Parteien ſich keine ſo recht zufrieden zeigt. Dieſe 
Unzufriedenheit entſpringt jedoch aus verſchiedenen Urſachen, nämlich 
einerſeits aus dem grundlegenden Prinzipe der vorgeſchlagenen Wahl— 
reform und andrerſeits aus der Art der Verteilung der Mandate. 
Mit dem Prinzipe ſind unzufrieden beide Gruppen der Großgrund— 
beſitzer, die konſervative Mehrheit des Polenklubs, die Italiener und 
die Schönerianer, zuſammen etwas über hundert Abgeordnete. Dieſer 
grundſätzlichen Oppoſition ſtehen als aufrichtige Anhänger des all— 
gemeinen gleichen Wahlrechts gegenüber: die Chriſtlichſozialen, ein 
Teil der Tſchechen, die Südſlaven, die Ruthenen und die Sozial- 
demokraten. Zwiſchen dieſen beiden Gruppen ſteht der Reſt der Ab— 
geordneten. Sie verſichern zwar, daß ſie Anhänger des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts ſeien, allein ſie erklären, daß die von der Regierung 
vorgeſchlagene Wahlkreiseinteilung vollſtändig unannehmbar ſei. Jeden— 
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falls iſt gegenwärtig noch keine einfache, geſchweige denn eine Zwei— 
drittelmehrheit für die Regierungsvorlagen vorhanden; allein die 
Möglichkeit, zu verhindern, daß die grundſätzlichen Gegner der Wahl— 
reform Zuzug erhalten, iſt gegeben. 

Die Hoffnungen, die auf das allgemeine gleiche Wahlrecht geſetzt 
werden, ſind viele; verwirklichen werden ſich nur wenige, und auch die 
nur, wenn die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts nicht 
bei der Demokratiſierung der Verfaſſung ſtehen bleibt, ſondern gleich— 
zeitig auch ihre Reorganiſation herbeiführt. Forſcht man nach den 
Gründen der bisherigen geringen Leiſtungsfähigkeit des Reichsrates, 
ſo ſtoßt man am letzten Ende immer und immer wieder darauf, daß 
die 1867er Verfaſſung keine Normen für die Regelung des nationalen 
Lebens aufgeſtellt, ſondern dies dem Zentralparlament überlaſſen hat. 
Die Folgen davon find bekannt: jede deutſch-tſchechiſche Prügelei in 
irgend einem Neſte ſtört den Frieden des Abgeordnetenhauſes, das 
auf dieſe Weiſe mindeſtens drei Viertel ſeiner Zeit mit nationalen 
Streitigkeiten vertrödelt. Das Abgeordnetenhaus iſt geradezu zum 
Seismographen für jede, auch die kleinſte nationale Erſchütterung ge— 
worden, nur daß der Ausſchlag des Inſtruments jederzeit bedeutend 
ſtärker iſt als die urſprüngliche Erſchütterung. Wie ſoll das in einem 
auf Grund des allgemeinen gleichen Wahlrechts gewählten Parlamente 
werden? An die Behauptung, daß das verſtärkte Eindringen der 
Sozialdemokratie in den Reichsrat, den Streit zwiſchen den nationalen 
Parteien dämpfen werde, glauben nicht mehr viele; im Gegenteil kann 
man mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß die Demokratiſierung 
des Wahlrechts die kulturellen und nationalen Unterſchiede im Reichs— 
rate in verſtärktem Maße zum Ausdruck kommen laſſen wird. Dieſer 
ſehr unerfreulichen Wahrſcheinlichkeit läßt ſich nur begegnen, wenn der 
Wirkungskreis des Reichsrats eingeſchränkt wird, das heißt aus ihm 
jene Agenden ausgeſchaltet werden, die er, wie eine dreißigjährige Er— 
fahrung zeigt, nicht zu bewältigen im ſtande iſt; gleichzeitig müßte 
ſelbſtverſtändlich Vorſorge dafür getroffen werden, daß in den Land— 
tagen eine Majoriſierung in nationalen Fragen nicht ſtattfinden kann. 
Ganz von ſelbſt ergibt ſich alſo im Hinblicke auf die Wahlreform die 
Notwendigkeit einer Verfaſſungsreviſion im föderaliſtiſchen Sinne auf 
Grund eines nationalen Generalausgleichs. Auf den erſten Blick 
nimmt ſich das wie eine Komplikation der Wahlreformfrage aus, 
allein das gerade Gegenteil davon iſt der Fall. Sehr deutlich geht 
das aus der Stellungnahme der Deutſchen und der Tſchechen zu dem 
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Wahlreformentwurfe hervor. Auf deutſcher Seite erklärt man der 
Wahlreform nur zuſtimmen zu können, wenn durch die Einführung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechts nicht die Möglichkeit einer rein— 
ſlawiſchen Majorität geſchaffen werde, während man auf tſchechiſcher 
Seite aber naturgemäß gerade dem zuſtrebt. Aus demſelben Grunde 
wollen die Deutſchen auch der Verſchärfung der Geſchäftsordnung des 
Abgeordnetenhauſes nicht zuſtimmen. Wann wäre aber eine ſolche 
ſlawiſche Mehrheit gefährlich? Wenn etwa über die Gewerbenovelle beraten 
wird? Nein, ſie iſt nur dann und nur ſo lange gefährlich, als dem 
Reichsrate die Entſcheidung über nationale Fragen obliegt. Dauernd 
zu verhindern, daß bei Einführung des allgemeinen gleichen Wahl— 
rechts die Deutſchen im Reichsrate in die Minorität kommen, daran 
kann niemand denken; auch die „N. Fr. P.“ iſt von dieſer Über— 
zeugung durchdrungen, um ſo unerfindlicher iſt es, daß ſie gleichzeitig 
ſich gegen jede Einſchränkung der Kompetenz des Reichsrats verwahrt. 

Ohne eine Reform in dieſer Richtung wird die Einführung des 
allgemeinen gleichen Wahlrechts dem Staate keine Früchte tragen, ja 
die Geſetzwerdung der Entwürfe der Regierung erſcheint überhaupt 
nur dann als möglich, wenn zwiſchen Deutſchen und Tſchechen eine 
nationale Verſtändigung herbeigeführt wird. 

Die Frage bleibt nur, ob man ſich mit einem böhmiſchen Aus— 
gleich nach dem Muſter des mähriſchen begnügen oder zur Reviſion 
der Dezemberverfaſſung ſchreiten ſoll. Die Geſamtlage der Monarchie 
rät zu letzterem, da ja ein Teil der 1867er Verfaſſung bereits in die 
Brüche gegangen iſt, nicht heute und geſtern, ſondern bereits an jenem 
Tage, wo die ungariſche Koalition ihren Angriff auf die gemeinſame 
Armee begann. Die Auflöſung des ungariſchen Reichstags hat dieſe 
Tatſache nur hiſtoriſch beglaubigt. Oder ſollte es noch jemanden 
geben, der es für möglich hält, den 1867er Dualismus wieder zu 
neuem Leben zu erwecken? Die Frage iſt nicht überflüſſig, weil man 
auf die andere, angeſichts der Entwicklung der Dinge in Ungarn, ge— 
ſtellte Frage „Was nun?“ bisher keinen Beſcheid erhalten hat. Das 
Miniſterium Fejervary iſt immer noch ein Rätſel? Welches ſind die 
Abſichten des Kabinetts? Es liegt keine einzige Deklaration des 
ungariſchen Kabinettschefs vor, die darüber Aufſchluß gäbe; man kann 
ſich nur an gewiſſe Symptome halten und gelangt dabei zu allerdings 
recht wenig erfreulichen Vermutungen. Wie es ſcheint, hält man an 
den entſcheidenden Stellen auch heute noch daran feſt, daß das 
Magyarentum der einzige Faktor in Ungarn fei, mit dem man zu 
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rechnen habe; denn nichts deutet darauf hin, daß an die politiſche 
Mobiliſierung der nichtmagyariſchen Volksſtämme gedacht wird. Da- 
raus kann man aber ſchließen, daß an dieſen Stellen an die Lebens— 
fähigkeit des 1867er Dualismus noch geglaubt wird, und daß man 
hofft, durch Zwangsmaßregeln und Drohungen die Unabhängigkeits— 
partei zu veranlaſſen, das Erbe der liberalen Partei in Ungarn anzu— 
treten und alle jene Funktionen zu übernehmen, die bisher dieſe beſorgt 
hat. Sicher ſind da ſtarke Einflüſſe mit im Spiele, die alle Hebel in 
Bewegung ſetzen, um in der gegenwärtigen Kriſe nicht das Reich, wohl 
aber den Geiſt der liberalen Partei in Ungarn zu retten. Das 
Miniſterium Fejervary ſcheint aber dieſen Einflüſſen vollſtändig ver— 
fallen zu ſein und darum kann trotz aller Feſtigkeit, die man in der 
letzten Zeit der Koalition gegenüber bewieſen hat, von einer eigent— 
lichen Beſſerung der Verhältniſſe jenſeits der Leitha nicht die Rede 
ſein. Solange man den Gedanken an eine Erhaltung des 1867er Dua— 
lismus nicht aufgibt, wird man am letzten Ende nur wieder bei einem 
faulen Kompromiß anlangen, das die Kriſe nicht beſeitigt, ſondern nur 
vertagt. 

Daß im heutigen Ungarn das pſychologiſche Moment für eine 
gewaltſame Erhebung nicht vorhanden iſt, iſt nach den letzten Ereig— 
niſſen evident und darum ſollte man nicht zögern, einerſeits den Nicht— 
magyaren Ungarns die politiſche Gleichberechtigung zu geben, andrerſeits 
aber durch die Inkorporierung Dalmatiens in Kroatien und deſſen 
ſtaatsrechtliche Gleichſtellung mit Ungarn, den unruhigen Geiſt des 
Magyarentums in engere und feſte Grenzen zu bannen. 

Auch das alles würde ſich in der Richtung jener Verfaſſungs— 
reform bewegen, die zu einem Großöſterreich führt, das durch einen 
geſunden Föderalismus ſeine einzelnen Glieder befriedigt und ſie 
damit dem gemeinſamen Staatszwecke willig und dienſtbar machen 
würde. Diesſeits und jenſeits der Leitha drängen die Ereigniſſe zu 
dieſer befreienden Tat. Ob ſie vollbracht werden wird? Das Schickſal 
der Monarchie wird davon abhängen. 5 
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Beiprechungen und Nofizen. 


Ottokar Stauf von der March: 
Literariſche Studien und Schattenriſſe. 
(J. Reihe.) Mit vier Bildniſſen. Dresden. 
E. Pierſon. 

Stauf von der March führt uns in 
dieſen fein und flott geſchriebenen Studien 
hervorragende Schriftſteller der Deutſchen 
(Moſcheroſch, Karl Bleibtreu, Mörike, 
Lenau), der Franzoſen (Loti, Silveſtre), 
der Engländer (Kipling, Shelley), der 
Spanier (Becquer), der Dänen (Paludan⸗ 
Müller, Anderſen) vor und geißelt in 
einem Aufſatze „Decadence“ die Mus- 
wüchſe unſerer modernen Dichtung. Ein 
Aufſatz beſchäftigt ſich mit der „modernen 
Myſtik“, ein anderer mit „Realismus 
und Möglichkeit“. Außerdem iſt Halbes 
„Jugend“ eine eigene Studie gewidmet. 
Wie man ſieht, bietet das Buch einen 
reichen Inhalt. Die woltuende Friſche, 
die geradlinige Draufgängerei, die ihr 
Urteil, ohne Rückſicht auf moderne 
Schlagworte, nicht etwa hinter einer 
farbloſen Objektivität ſchußſicher verbirgt, 
der Feuergeiſt echt deutſchen Idealismus', 
der jede Zeile durchweht, der Reichtum 
an feinen äſthetiſchen Bemerkungen 
machen das ganze Buch zu einer ebenſo 
belehrenden als genußreichen Lektüre. 
Eine gewiſſe Seelenverwandtſchaft Staufs 
mit Johannes Scherr drängt ſich einem 
auf. Beſonders hervorheben möchte ich 
den intereſſanten Aufſatz über den Spanier 
Becquer, über Anderſen und Shelley. 
Staufs Urteil über Mörike iſt maßvoller 
gehalten als es jetzt Mode ift. Deſſen 
„Maler Nolten“ ſcheint mir aber doch 
zu wenig gewürdigt zu ſein. Für die 
Kraftnatur Bleibtreu reitet Stauf mit 
geſtreckter Lanze in die Schranken. Auf 
ihn wendet er das ſtolze Wort des 
Spaniers Gonzalez an: 

„Me se debe saludar con eleräneo 
en la mano“ (Mich muß man mit 
dem Hirn in der Hand grüßen). 


In „Realität und Möglichkeit“ gibt 
er einen ſehr intereſſanten Vergleich 
der Liebesſzene in Hauptmanns „Vor 
Sonnenaufgang“ und der Balkonſzene 
in „Romeo und Julie“. Aber ſeiner 
Behauptung, daß Shakeſpeare durch die 
ſchwungvolle Sprache die realiſtiſche 
Illuſion ſtöre, kann ich nicht beipflichten. 
Stauf berührt in dieſem Aufſatze eines 
der bedeutendſten Probleme der poe— 
tiſchen Technik. Aber ich glaube, daß 
auch er bei der Beantwortung dieſer 
Frage zu ſehr davon ausgegangen iſt, 
daß die Technik eine Frage zwiſchen 
Natur und Kunſt ſei, die der Künſtler 
zu löſen habe, während ſie im Grunde 
genommen doch nur eine Frage zwiſchen 
dem Genießenden und Schaffenden iſt. 
Ich meine ſo: Vor allem kommt es doch 
darauf an, wie weit das Realitätsgefühl 
des Genießenden zu reichen vermag. 
Dieſe Strecke iſt nun bei manchen ſehr 
klein bemeſſen und dieſe werden natürlich 
die ſtockende, ſatzloſe Liebesrede im 
„Sonnenaufgang“ weit über Shakeſpeares 
trunkene, das Innenleben rauſchend über- 
ſtrömende Rede ſtellen. Eingehender dieſe 
Frage zu behandeln, iſt hier nicht der Ort. 

So bietet dieſes Werk, das aus der 
Seele eines freien, unbeirrten Geiſtes 
hervorgegangen iſt, mannigfache An— 
regung. Man fühlt, daß hinter ihm eine 
Perſönlichkeit ſteht, die wie Volker von 
Alzey nicht nur die Fiedel zu ſpielen, 
ſondern auch das Schwert für das Licht- 
reich unſerer Kunſt zu ſchwingen weiß. 

Brunn am Gebirge. 
Camillo V. Suſan. 


Paul Brulat. Eldorado. Roman. 
Autoriſierte Überſetzung von Wilhelm 
Thal. Leipzig, Friedrich Rothbarth. 

„Eldorado“ iſt wohl eine der glän— 
zendſten Satiren auf die menſchliche 
Geſellſchaft und deren hohle Moral— 


160 


gebäude. Mit dieſem Hauptzweck ver- 
bindet ſich eine Nebenabſicht: Die Utopie 
der anarchiſtiſchen Lehre — freilich nur 
belletriſtiſch — ad absurdum zu führen. 
Der „Eldorado“ iſt ein Auswanderer— 
ſchiff, das Paſſagiere erſter, zweiter und 
dritter Klaſſe nach Südamerika bringen 
ſoll. Infolge eines Sturmes und einer 
Feuersbrunſt ſcheitert er an einem ein- 
jamen Felſen. Wochenlang ſtitzt er feft. 
In dieſer Zeit, da man an jeder Rettung 
verzweifelt, reißt ein brutaler Rieſe von 
niedriger Geiſtes- und Gemütsbildung 
die Herrſchaft über alle an ſich. Obwohl 
nicht blutrünſtig, erinnert er doch an 
den Denkſäulen-Cäſar. Aber nicht genug, 
daß er und ſeine Lieblinge, natürlich 
Leute aus der Grundwaſſerſchichte, die 
Bourgeoisgeſellſchaft vergewaltigen, auch 
in dieſer lockern ſich alle Bande der 
„guten Sitte“. Man preßt alle Würzen 
des Lebens in einen ſcharfen Extrakt zu⸗ 
ſammen, den man heißhungrig verſchlingt. 
Die Auswanderer werden ſchließlich 
von einem zur Rettung ausgejandten 
Schiffe in die Heimat zurückgebracht. 
Kaum ſind ſie wieder Paſſagiere erſter, 
zweiter und dritter Klaſſe, richten ſie 
die für ein paar Wochen umgeworfenen 
Schranken wieder auf und ſtellen die alt— 
gewohnte, verlogene Geſellſchaftsordnung 
wieder her. Man tut, als wäre nichts 
geſchehen und übt gegenſeitig ſchweigendes 
Verzeihen. Man erbittert ſich nur über 
den Rieſen. Allein der bringt die Leute 
von der erſten Kajüte durch Androhung 
von Skandal zur Beſinnung und läßt 
ſich von ihnen ſogar als Held feiern. 
Nur ein junges, ideal veranlagtes Pärchen 
und eine — Dirne gehen rein aus der 
Geſchichte hervor. K. H. 
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Anton Freiherr von Mollinary, 
46 Jahre im öſterreichiſch-ungariſchen 
Heere (1833—1879). Zürich, Orell Füßli, 
1905. 

Das mit Karten und Bilderſchmuck 
ausgeſtattete Memoirenwerk iſt erſt nach 
dem Tode des Verfaſſers, der als öſter— 
reichiſcher k. u. k. Feldzeugmeiſter ſtarb, 
der Öffentlichkeit übergeben worden. Er 
läßt eine bunte Reihe von Geſchichts— 
bildern von 1833 an, da er, Dreizehn— 
jähriger, ſeinen Fahneneid leiſtete, bis 
1879, da er den aktiven Dienſt verließ, 
vor dem geiſtigen Auge vorüberziehen. 
Die intereſſanteſten Momente ſeiner 
Laufbahn ſind ſeine Teilnahme an den 
Schlachten von Cuſtoza (1848), Novara 
(1849), Solferino (1859) und Königgrätz 
(1866). In letzterer Schlacht behauptete 
er ſich lange mit dem von ihm be— 
fehligten 4. Korps und wich erſt auf einen 
dreimaligen Befehls Benedeks hin. Viel- 
fach iſt nachträglich die Frage aufge— 
worfen worden, ob er nicht vielleicht auf 
eigene Fauſt, falls er der Weiſung nicht 
Folge geleiſtet haben würde, der für 
Sſterreich jo verhängnisvollen Schlacht 
eine andere Wendung gegeben hätte. 
Nicht ohne Groll ſchied er von ſeinen 
letzten Poſten als kommandierender 
General in Agram und Chef der Ver— 
waltung im kroatiſch-fſlawoniſchen Küſten— 
lande (1877—78) und als komman— 
dierender General in Brünn und 
Lemberg. Mollinary hat eine ganze 
Folge von Entwicklungs- und Um— 
wandlungsprozeſſen in Sſterreich durch— 
lebt und ſo ſind ſeine Erinnerungen ein 
wichtiger Beitrag zur Armeegeſchichte der 
Monarchie. 

K. F. 


=> 
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